










































































































Arbeitsmarkt ergänzen. Die Förderung soll zur Übernahme in ein sozialversiche­

rungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis nach Beendigung der Ausbildung beitra­

gen. Die Initiative Inklusion wird finanziert aus Mitteln der Ausgleichsabgabe, die 

durch den Ausgleichsfonds beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) 

den Ländern zur Verfügung gestellt werden. Die Schaffung eines neuen Ausbil­

dungsplatzes kann mit einer Ausbildungsprämie gefördert werden. Des Weiteren 

können einzelfallbezogene Maßnahmen sowie individuell begleitende Maßnahmen 

gefördert werden. (z.B. Coaching, Beratung, individuelle Qualifizie­

rung/Unterstützung). Die Maßnahme wird in Kooperation von Land, Landschaftsver­

bänden, Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur für Arbeit und 

Kommunen durchgeführt. Für Fördermaßnahmen zur Heranführung an eine betriebli­

che Ausbildung und die Förderung betrieblicher Ausbildungsverhältnisse, die bis zum 

31. Dezember 2015 begonnen wurden, stehen in NRW 3,4 Mio. € zur Verfügung. 

IV.8.5 Unterstützung von Maßnahmen und Projekten zur Beschäftigung auf 

dem allgemeinen Arbeitsmarkt (S. 132-134) 

Ziel I: Erhöhung der Zahl an Arbeitsplätzen für Menschen mit Behinderungen in In­

tegrationsunternehmen. 

Konkrete Maßnahme: Landesprogramm Integration unternehmen! 

Federführung: MAIS 

Sachstand: In der Summe wurden im Jahre 2013 275 neue Arbeitsplätze für Men­

schen mit Behinderungen nach § 132 SGB IX bewilligt, so dass die Summe nunmehr 

1.815 neu geschaffene Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen beträgt. Für 

das Landesprogramm "Integration unternehmen!" werden jährlich 2,5 Mio. € im Lan­

deshaushalt veranschlagt. 

Ziel 11 (neues Ziel): Schwerbehinderte Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet 

haben, vermehrt in den allgemeinen Arbeitsmarkt integrieren. 

Konkrete Maßnahme: Initiative Inklusion, Handlungsfeld Neue Arbeitsplätze für ältere 

schwerbehinderte Menschen (Handlungsfeld 3) 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Die Fördermittel des Handlungsfeldes 3 sollen das gesetzliche Instru­

mentarium zur Förderung arbeitsuchender und arbeitsloser älterer schwer behinder­

ter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ergänzen. Die Initiative Inklusion 
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wird finanziert aus Mitteln der Ausgleichsabgabe, die durch den Ausgleichsfonds 

beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) den Ländern zur Verfügung 

gestellt werden. Als Anreiz für die Beschäftigung einer Person der Zielgruppe können 

Arbeitgeber eine Prämie von bis zu 10.000 € erhalten. Die Förderhöhe wird arbeits­

platz- und einzelfallbezogen definiert. Die Maßnahme wird in Kooperation von Land, 

Landschaftsverbänden, der Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen der Bundesagen­

tur für Arbeit und Kommunen durchgeführt. Für Förderanträge, die bis zum 

31.12.2016 gestellt werden, stehen in NRW 9,1 Mio. € zur Verfügung. 

Ziel 111 (neues Ziel): Entwicklung eines regionalen inklusiven Fördersystems für er­

werbsfähige Leistungsbeziehende mit Behinderungen und mit erheblichen gesund­

heitlichen Handicaps. 

Konkrete Maßnahme: Projekt: "Miteinander Arbeiten - MIAR". 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Folgende Konzepte und Empfehlungen werden erarbeitet: 

• Regionale Handlungsprogramme zur Etablierung eines inklusiven Arbeitsmarktes 

zur Verhinderung von Ausgrenzung. 

• Transferkonzept Inklusionsmonitoring. 

• Konzept für Mitarbeiterschulungen. 

• Ansprache- und Informationskonzept. 

• Zielgruppenspezifische Handlungsempfehlungen (Migranten, 50+ und Alleiner-

ziehende). 

• Handlungsempfehlungen zur Ausrichtung des Arbeitgeberservices. 

• Handlungsempfehlungen zu Netzwerken und Dienstleistungsketten. 

• Handlungsempfehlungen und Konzeptionen zu Förderangeboten. 

• Handlungsempfehlungen für Zielvereinbarungen und regionale Arbeitsmarktpro­

gramme. 

Das Projekt läuft vom 01. März 2013 bis 31. Dezember 2014. Kooperationspartner 

sind das Jobcenter Wuppertal, der Kreis Unna und die StädteRegion Aachen. Das 

Projekt wird fachlich begleitet vom MAIS, der Regionaldirektion der Bundesagentur 
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für Arbeit und der G.I.B. (Gesellschaft für innovative Beschäftigungsförderung mbH). 

Das finanzielle Gesamtvolumen beträgt 764.494 € (ESF-Förderung MAIS:382.247 €). 

IV.8.6 Stärkung von Konzepten der Teilnehmerorientierung bei den Angeboten 

zur beruflichen Rehabilitation in den Berufsförderungswerken (S. 134-135) 

Ziel: Weiterentwicklung der Berufsförderungswerke. 

Konkrete Maßnahme: Qualifizierungsklasse für arbeitslose schwerbehinderte Men­

schen bei den Berufsförderungswerken Düren und Oberhausen (Verbesserung der 

Beschäftigungssituation schwerbehinderter Menschen in der Landesverwaltung). 

Federführung: MIK 

Sachstand: 13 Absolventinnen und Absolventen des 15. Lehrgangs wurden zum 01. 

Mai 2012 in die Landesverwaltung übernommen. 2013 waren es 12 Teilnehmer, die 

ebenfalls übernommen wurden (16. Lehrgang). Der 17. Lehrgang mit 14 Teilnehme­

rinnen und Teilnehmern wird im April 2014 abgeschlossen. Alle Teilnehmer des 17. 

Lehrgangs werden in die Landesverwaltung übernommen. Die Maßnahme wird wei­

ter fortgesetzt. Jährlich werden hierfür ca. 700.000 € an Personalkosten aufgewen­

det. 

IV.8.7 Werkstätten für Menschen mit Behinderungen (S. 136) 

Ziel: Förderung der bedarfsgerechten Bereitstellung und Ausstattung von Werkstatt­

arbeitsplätzen. 

Konkrete Maßnahme: Investive Förderung von Werkstätten für behinderte Menschen 

(WfbM) in Nordrhein-Westfalen. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Um die Förderung auf gleichem Niveau fortzuführen, sind für das Jahr 

2014 für den bedarfsgerechten Ausbau an Arbeitsplätzen in Werkstätten für behin­

derte Menschen rd. 5 Mio. € geplant (zu Daten zur Platzzahlentwicklung siehe Anla­

ge 5). 

IV.8.7.1 Rahmenzielvereinbarung als Instrument zur Weiterentwicklung der 

Werkstätten für Menschen mit Behinderungen (S. 137) 

Ziel: Flankierung der Weiterentwicklung WfbM durch Unterstützung der Rahmenziel­

vereinbarungen WfbM (Landschaftsverbände/Wohlfahrtsverbände). 

53 



Konkrete Maßnahme: Initiative "Teilhabe an Arbeit - 1.000 Außenarbeitsplätze für 

Menschen mit Behinderungen". 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Durch die Initiative wurde die Zahl der Außenarbeitsplätze für Menschen 

mit Behinderungen seit Anfang 2013 um bisher insgesamt 255 Außenarbeitsplätze 

erhöht (Quelle: LVR und LWL). Für die Umsetzung der Initiative stehen insgesamt rd. 

2,12 Mio. € zur Verfügung. 

IV.8.8 Alternativen zur WfbM bei voller Erwerbsminderung (S. 138-140) 

Ziel I: Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt sowie Förderung der beruflichen Teilhabe 

von besonders betroffenen Menschen mit einer Schwerbehinderung. 

Konkrete Maßnahme: Arbeitsmarktprogramm "aktion 5". 

Zuständigkeit: Landschaftsverbände 

Sachstand: "aktionS" bildet den Grundstock des jeweiligen Budgets für Arbeit der 

Landschaftsverbände. Es unterstützt Menschen, die in einer Werkstatt für behinderte 

Menschen (WfbM) beschäftigt sind und die auf den allgemeinen Arbeitsmarkt wech­

seln oder dies in Teilschritten versuchen. Das Budget nutzen auch diejenigen Arbeit­

suchenden, die in eine Werkstatt eintreten könnten, aber gar nicht erst in diese auf­

genommen werden möchten und ihren eigenen Weg in die Arbeitswelt suchen. Ein 

besonderer Schwerpunkt liegt weiterhin bei der Förderung besonders betroffener 

Menschen mit Schwerbehinderung im Übergang aus (Förder-)schulen, Einrichtungen 

der beruflichen Rehabilitation sowie aus psychiatrischen Kliniken. 

Ziel von "aktionS" ist es, möglichst viele besonders betroffene Menschen mit Behin­

derungen und deren Arbeitgeber passgenau bei der Eingliederung in ein Beschäfti­

gungsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu unterstützen. Zu den Baustei­

nen gehören nicht nur Leistungen an Menschen mit Schwerbehinderungen, sondern 

auch Leistungen für Arbeitgeber. "aktionS" als Teil des Budgets für Arbeit beinhaltet 

somit mehr als eine persönliche Leistung allein an den schwerbehinderten Menschen 

und wird damit dem Umstand gerecht, dass nicht nur anspruchsberechtige Personen 

einer Unterstützung bedürfen, sondern auch Betriebe und Dienststellen einen finan­

ziellen Ausgleich für ihre Aufwendungen benötigen. Beispielsweise erhalten Arbeit­

geber Einstellungs- oder Startprämien bei NeueinsteIlungen oder bei Übernahmen 

nach Ausbildung. Zudem werden innovative Projekte, die neue Wege in eine inklusi-
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ve Arbeitswelt bahnen, gefördert. Für die Projektlaufzeit bis zum 31. Dezember 2017 

steht ein Fördervolumen von 20 Mio. € aus der Ausgleichsabgabe bereit. 

Im vergangenen Förderzeitraum 1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2012 wurden ins­

gesamt 6.861 einzelne Förderungen mit einem finanziellen Volumen von 27 Mio. € 

bewilligt. Eine ähnlich hohe Auslastung wird auch für den aktuellen Projektzeitraum 

bis 2017 erwartet. Dies bestätigt eine lineare Hochrechnung der bisherigen An­

tragseingänge. Seit Beginn der aktuellen Programmlaufzeit am 1. Januar 2013 wur­

den bis zum Stichtag 31. Januar 2014 insgesamt 2.352 Förderanträge bei den Land­

schaftsverbänden gestellt. 

Ziel 11: Mehr Beschäftigten in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) den Ein­

stieg in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis ermög­

lichen. 

Konkrete Maßnahme: 

1. L VR - Budget für Arbeit 

2. LWL - Budget für Arbeit 

Zuständigkeit: Landschaftsverbände 

Sachstand: Beide Programme sind konzeptionell abgestimmt und firmieren unter 

dem Titel Budget für Arbeit. In den Budgets werden Leistungen des überörtlichen 

Sozialhilfeträgers und des Integrationsamtes gebündelt. Mit den Budgets ist es mög­

lich, passgenaue, individuelle Unterstützungsangebote zu schaffen, die sowohl flexi­

bel an den Bedarfen der jeweiligen Person ansetzen als auch den Integrationspro­

zess als Ganzes befördern. Die hier aufgeführten Budgetelemente unterstützen ge­

zielt beim Wechsel aus dem Arbeitsbereich einer Werkstatt in reguläre sozialversi­

cherungspflichtige Beschäftigung. Seit Beginn der Maßnahmen wurden bis zum 

Stichtag 31. Januar 2014 insgesamt 619 Übergänge aus einer WfbM in ein sozialver­

sicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis realisiert. 

Zu 1: Das LVR- Budget für Arbeit wurde entwickelt aus "Übergang 500 plus - mit 

dem LVR-Kombilohn" dem Nachfolgeprogramm des Kombilohnmodells (2008-2010) 

und hat eine Laufzeit bis 30. Juni 2016. Ziel ist es, in 5 Jahren mindestens 500 Über­

gänge aus Werkstätten für behinderte Menschen sowie aus Förderschulen in den 

allgemeinen Arbeitsmarkt zu erreichen. Weitere Bausteine des LVR-Budgets für Ar­

beit sind "aktionS", "Beschäftigungsmöglichkeiten als Zuverdienst" und "Teilhabe an 
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Arbeit - 1.000 Außenarbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen", die den Über­

gang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt aktiv fördern. 

Zu 2: Das LWL-Budget für Arbeit wurde entwickelt aus dem Programm "Übergang 

plus (Üplus)". Ziel ist es, jährlich etwa 100 Übergänge aus Werkstätten für behinderte 

Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu erreichen. 

Ziel 111: Flankierung der Gesetzesreform zur Weiterentwicklung der Eingliederungshil­

fe (SGB XII) und der Teilhabe am Arbeitsleben (SGB IX). 

Konkrete Maßnahme: Dialogveranstaltungen auf Landesebene zu den Eckpunkten 

der anstehenden Gesetzesreform im SGB IX. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Am 21. März 2013 fand ein vom MAIS veranstalteter Workshop mit dem 

Titel "Persönliches Budget im Bereich Arbeit - Fortschritte, Hemmnisse, Kontrover­

sen und Abgrenzung zum Budget für Arbeit" statt. Kurze Darstellung der Ergebnisse: 

• Das Persönliche Budget für Arbeit läuft für Menschen mit Behinderungen unter 

den Begriffen "Öffnung, Rollenwechsel, Eigenverantwortung". Im Mittelpunkt steht 

die Frage: "Bin ich ein zu beschützender Mensch oder erbringe ich eine Leistung 

in der Gesellschaft, und zwar nicht nur in der Werkstatt für behinderte Menschen 

(WfbM), sondern auch außerhalb?" 

• Nicht der Weg des Rollenwechsels ist für die Menschen mit Behinderungen wich­

tig (das Wie?), sondern, dass der Rollenwechsel gelingt. Dabei ist der Arbeitneh­

merstatus von zentraler Bedeutung (und zwar ohne Einräumung eines Sondersta­

tus). 

• Bei allen Formen der unterschiedlichen "Budgets für Arbeit" ist Grundvorausset­

zung, dass sich alle Beteiligten und Leistungsträger an einen Tisch setzen. Wich­

tig ist in diesem Zusammenhang der Abschluss von Zielvereinbarungen mit den 

WfbM. 

• Eine Rückkehrgarantie in WfbM ist gerade auch vor dem Hintergrund der renten­

rechtlichen Aspekte eine der zentralen Gelingensbedingungen und fördert auch 

die Akzeptanz und Bereitschaft der Menschen mit Behinderungen. 

• Individuelle Lösungen für Menschen mit Behinderungen bedeuten im Rahmen der 

dargestellten Programme, dass begrenzte Lohnkostenzuschüsse gewährt wer-
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den. Gleichzeitig bedeutet dies aber auch immer wieder eine Überprüfung des 

individuellen Status der Menschen mit Behinderungen. 

• Die dargestellten Programme basieren mehrheitlich auf der Grundlage von Misch­

finanzierungen (Eingliederungshilfe, Ausgleichsabgabe). Das gilt nicht für das 

Budget für Arbeit in Rheinland-Pfalz. 

• Unterm Strich sind die Stellen, die in den unterschiedlichen Programmen für 

Menschen mit Behinderungen geschaffen werden, betriebswirtschaftlich und in 

der Regel kostengünstiger als ein Platz in einer WfbM. 

• Das Persönliche Budget im Bereich Arbeit ist in Reinkultur (im Sinne des SGB IX) 

schwierig umsetzbar, aber machbar. 

• Starre Strukturen und Bürokratie sollten aufgebrochen werden. Beratung und Un­

terstützung müssen begleitend geleistet werden. 

• Das Persönliche Budget ist ein Mittel, um Menschen mit Behinderungen die Teil­

habe an Arbeit zu ermöglichen. Es ist aber nicht das Mittel, mit dem große Fort­

schritte (im Hinblick auf Qualität und Quantität) in kurzer Zeit erreicht werden 

können. 

IV.S.g Projekte im Kontext mit der EU (S. 140-141) 

Ziel: Erhöhung der Beschäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen durch 

Förderung transnationaler Mobilitätsvorhaben und Expertenaustausche. 

Konkrete Maßnahme: EU-Projekt IdA-lntegration durch Austausch in NRW 

Federführung: Bund 

Sachstand: Für das IdA II Programm des Bundes, welches sich gezielt an Menschen 

mit Behinderungen wendet, hat das MAIS in 2010 potentielle Träger aus NRW zur 

Gesellschaft für innovative Beschäftigungsförderung mbH (GIB) eingeladen und die 

Förderkonditionen sowie das Antragsverfahren erläutert. In Folge sind insgesamt 9 

von 10 Projekten bewilligt worden. 

IV.S.10 Querschnittsaufgabe: Weiterentwicklung gendergerechter Rahmenbe­

dingungen für die Teilhabe am Arbeitsleben (S. 141-142) 

Ziel: Weiterentwicklung gendergerechter Rahmenbedingungen zur Teilhabe am Ar­

beitsleben. 
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Konkrete Maßnahme: 

• Berücksichtigung von gendersensiblen Gesichtspunkten in allen genannten Maß­

nahmen und Aktivitäten des Landes zur Teilhabe am Arbeitsleben als Quer­

schnittsaufgabe. 

• Durchführung von Fach- und Transferveranstaltungen zum Thema. 

• Geschlechterdifferenzierende Datenerhebung. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: 

• Die Sensibilisierung für und die Berücksichtigung von gendersensiblen Gesichts­

punkten bei den Aktivitäten und Maßnahmen des Landes zur Teilhabe am Ar­

beitsleben erfolgt auf Arbeitsebene. 

• Im Fachbeirat "Arbeit und Qualifizierung" ist das Thema durch das NetzwerkBüro 

Frauen und Mädchen mit Behinderung/chronischer Erkrankung NRW als Dele­

gierte der LAG Selbsthilfe NRW e.V. vertreten. 

• Im Rahmen eines Expertinnengesprächs wurde mit fachlichen Hinweisen und 

Erfahrungen die Vorbereitung einer Fortbildung zum Thema "Mädchen und Frau­

en mit Behinderung/Handicap auf dem Arbeitsmarkt" unterstützt, die das MGEPA 

für die Kompetenzzentren Frau und Beruf durchführen ließ. Wesentliche Frage­

stellungen waren dabei die grundlegenden Probleme von Frauen mit Behinde­

rungen im Erwerbsleben, die in diesem Themenfeld agierenden Institutionen und 

relevante Inhalte und Mitwirkende für diese Fortbildungsveranstaltung. 

• Darüber hinausgehende spezifische Aktivitäten zu den genannten Maßnahmen 

konnten mit Blick auf die derzeitige Zeit-, Ziel- und Ressourcenplanung noch nicht 

realisiert werden 

IV.9 Alter und Behinderung (S. 143-145) 

Ziel: Unterstützung der Kommunen bei der Weiterentwicklung des Quartiers zu ei­

nem barrierefreien Lebens-, Wohn- und Mobilitätsraum, der den Lebenserfordernis­

sen und den Partizipationsmöglichkeiten von älteren Menschen mit Behinderungen 

Rechnung trägt. 

Konkrete Maßnahme: Entwicklung und Umsetzung des Masterplans altengerechte 

Quartiere.NRW. 
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Federführung: MGEPA 

Sachstand: Der Masterplan altengerechtes Quartier.NRW ist am 13. Juni 2013 der 

Öffentlichkeit vorgestellt worden. Dabei ist auch ein Internetangebot freigeschaltet 

worden (http://www.aq-nrw.de). in dem lokalen Akteurinnen und Akteuren ein Modul­

baukasten zur altengerechten Quartiersentwicklung und eine Projektlandkarte mit 

Beispielen guter Praxis zur Verfügung stehen, die in einem ersten Aufschlag mit In­

halten gefüllt wurden (u.a. basierend auf Ergebnissen aus den vom MGEPA geför­

derten Modellprojekten). In einem breit angelegten Dialog mit allen Interessierten 

sollen weitere Module und Projekte hinzukommen. Der Prozess einer altengerechten 

und inklusiven Quartiersgestaltung ist als lernendes System angelegt, sodass eine 

Zielperspektive, wie sie hier gemeint ist, dem konzeptionell nicht immanent ist. 

Bei sechs regionalen Workshops wurden vorhandene Ansätze vorgestellt und neue 

Ideen und Erfahrungen ausgetauscht. Eine Zusammenfassung der Ergebnisse aus 

den Praxiswerkstätten erscheint in Kürze auf der Homepage www.aq-nrw.de. Sie 

werden Eingang in weiteren Planungen finden. Der partizipative Prozess wird fortge­

setzt. Für den Masterplan sowie ein "Landesbüro altengerechte Quartiere.NRW" 

wurden bzw. werden die folgenden finanziellen Mittel aufgewendet: 

• 2012: 130.000 € 

• 2013: 210.000 € 

• 2014: 216.961 € 

• 2015: 196.000 €. 

Darüber hinaus baut das MGEPA derzeit eine Altenberichterstattung auf. Ein erster 

Bericht dazu wird voraussichtlich im Laufe des Jahres 2014 vorliegen. Unter Beteili­

gung des MAIS wird darin u.a. das Schwerpunktthema "Ältere Menschen mit Behin­

derungen" aufgearbeitet werden. 

IV.10 Gesundheit und Pflege (S. 146-160) 

IV.10.1 Gesundheit (S. 146-155) 

Ziel I: Das Thema Inklusion von allen Akteuren im nordrhein-westfälischen Gesund­

heitswesen gemeinsam zu bearbeiten 
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Konkrete Maßnahme: Verabschiedung einer umfassenden Entschließung der Lan­

desgesundheitskonferenz (LGK) "Von der Integration zur Inklusion: Gesundheitliche 

Versorgung von Menschen mit Behinderungen verbessern", die in Selbstverpflich­

tung der Akteurinnen und Akteure umgesetzt wird. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die LGK-Entschließung wurde am 22. November 2013 von der Landes­

gesundheitskonferenz angenommen. 

Die Entschließung umfasst folgende Handlungsfelder: 

1. Sicherstellung eines gleichberechtigten wohnortnahen Zugangs. 

2. Schaffung verlässlicher, bedarfs- und bedürfnisgerechter Strukturen. 

3. Nutzerorientierung, Selbstbestimmung und Partizipation fördern. 

4. Beseitigung von Schnittstellenproblemen. 

5. Qualifizierung für einen vorurteilsfreien und gleichberechtigten Umgang. 

6. Ausbau von Gesundheitsförderung und Prävention. 

7. Unterstützung durch kommunale Gesundheitskonferenzen. 

Die Umsetzung wird sich über einen längeren Zeitraum erstrecken. Ein erstes Moni­

toring ist 2015 geplant. 

Ziel 11: Erhalt und Verbesserung der psychischen Gesundheit, insbesondere von 

Kindern und Jugendlichen, zur Vermeidung einer möglichen, drohenden Behinde­

rung als Folge von Erkrankungen und Sicherstellung von wohnortnahen, bedarfs­

und bedürfnisgerechten, differenzierten und vernetzten Hilfen für psychisch kranke 

Menschen. 

Konkrete Maßnahme I: Untersuchung von psychischen Störungen im Kindes- und 

Jugendalter - Morbiditätsentwicklung - Präventions- und Hilfestrukturen. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die Abnahme des vom Landeszentrum Gesundheit NRW (LZG) in Auf­

trag gegebenen und von WIAD/PROGNOS erstellten Gutachtens ist für Frühjahr 

2014 vorgesehen. 

Konkrete Maßnahme 11: Landesinitiative zu Erhalt und Verbesserung der psychischen 

Gesundheit von Kindern und Jugendlichen "Starke Seelen". 
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Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die Projektausschreibung ist erfolgt. Antragsverfahren und -prüfungen 

laufen. Bisher sind vier Projekte gestartet. Sie zielen ab auf Hilfe- und Präventions­

ketten für Kinder und Jugendliche mit psychisch erkrankten Eltern sowie zur Bildung 

eines regionalen Hilfeverbundes für psychisch kranke Kinder und Jugendliche. 

Konkrete Maßnahme 111: Landeskonzept gegen Sucht und Aktionsplan gegen Sucht 

- Förderung von Projekten zur Weiterentwicklung zielgruppenspezifischer Präventi­

ons- und Hilfeangebote unter Berücksichtigung geschlechts- und kulturspezifischer 

Aspekte 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Abstimmung des Arbeitsentwurfs eines Aktionsplans zur Umsetzung 

des Landeskonzepts gegen Sucht und Beratung im Fachbeirat Sucht bis Mitte 2014 

geplant. 

Konkrete Maßnahme IV: Förderung der Selbsthilfe psychisch und suchtkranker Men­

schen. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Förderung des Landesverbands Psychiatrie-Erfahrener und des Fach­

ausschusses Suchtselbsthilfe und Einbeziehung der Betroffenenverbände bei der 

Weiterentwicklung der psychiatrischen Versorgung (z.B. Mitwirkung in fachspezifi­

schen Arbeitsgruppen - Landeskonzept und Aktionsplan gegen Sucht, Konzept 

"Menschlichere Psychiatrie" - Mitwirkung in Besuchskommissionen nach PsychKG 

NRW). 

Konkrete Maßnahme V: Schaffung bzw. Ausbau gemeindenaher Hilfeverbundsyste­

me. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Sondierungsgespräche mit Krankenkassen über Modellvorhaben zur in­

tegrierten Versorgung nach § 140a SGB V und § 64b SGB V sowie zur Aufnahme 

von Verhandlungen mit Leistungsträgern über Rahmenvereinbarung zur Soziothera­

pie sind erfolgt. Zum 01. Januar 2014 ist in Hamm das erste Modellvorhaben nach § 

64b SGB V zur Weiterentwicklung der Versorgung psychisch kranker Menschen ge­

startet. Der dortigen Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und Psychosomatik des 
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St. Marien-Hospital Hamm steht für die stationäre, teilstationäre und ambulante Be­

handlung ein Gesamtbudget zur Verfügung. Ermöglicht wird dadurch eine Flexibilität 

und Konstanz in der Behandlung bis ins Lebensfeld hinein. Die Finanzierung erfolgt 

krankenkassenübergreifend und die Laufzeit ist bis zum 31. Dezember 2021 festge­

legt. 

Konkrete Maßnahme VI: Qualitative und quantitative Weiterentwicklung der teil- und 

vollstationären psychiatrischen Krankenhausangebote und Verbesserung der sekto­

renübergreifenden Vernetzung der Hilfestrukturen im Rahmen der psychiatrischen 

Krankenhausplanung, insbesondere im Rahmen der Neuaufstellung des Kranken­

hausplans. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die Umsetzung erfolgt im Rahmen des Krankenhausplans NRW 2015. 

Ziel 111: Reduzierung der Zahl der Zwangseinweisungen von psychisch kranken Men­

schen. 

Konkrete Maßnahme I: Förderung eines mehrjährigen Modellprojekts zur Reduzie­

rung der Zwangseinweisungen nach dem "Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnah­

men bei psychischen Krankheiten des Landes Nordrhein-Westfalen" (PsychKG) in 

Bielefeld. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Der Abschlussbericht liegt vor; die Auswertung steht noch aus. 

Konkrete Maßnahme 11: Weiterentwicklung der Datenerfassung und -analyse zur 

Einweisungspraxis im Rahmen der Gesundheitsberichterstattung. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Im Rahmen der Datenerfassung und -analyse zur Einweisungspraxis 

(LZG NRW) werden die Justizgeschäftsstatistik in Zusammenarbeit mit JM einbezo­

gen und die Daten der Kommunen zur Unterbringung nach dem PsychKG ausgewer­

tet. 

Ziel IV: Verhinderung von Stigmatisierung und Ausgrenzung psychisch kranker Men­

schen. 

Konkrete Maßnahme: Im Rahmen einer sensiblen Öffentlichkeitsarbeit soll der Dis­

kriminierung und Ausgrenzung psychisch/suchtkranker Menschen gezielt entgegen-

62 



gewirkt werden. Die Umsetzung erfolgt z. B. durch die jährlich stattfindenden Akti­

onswochen im Rahmen der Landespräventionskampagne "Sucht hat immer eine Ge­

schichte" 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Fortlaufende Aufgabe. 

Ziel V: Förderung der gesundheitlichen Selbsthilfe und ihrer Infrastruktur. 

Konkrete Maßnahme: Expertise zur Situation der Selbsthilfe-Kontaktstellen. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die Expertise wird zurzeit im Auftrag der KOSKON (Finanzierung in Höhe 

von 20.000 € durch MGEPA) erstellt. Die Ergebnisse werden im Juni 2014 vorliegen. 

Ziel VI: Einbeziehung der Selbsthilfeorganisationen von Menschen mit Behinderun­

gen in die Gesundheitspolitik und Sensibilisierung der Akteurinnen und Akteure im 

Gesundheitswesen für die Belange von Menschen mit Behinderungen. 

Konkrete Maßnahme: Regelhafte Beteiligung der Behindertenselbsthilfe an Veran­

staltungen der Akteurinnen und Akteure im Gesundheitswesen sowie Fortsetzung 

der Einbeziehung der LAG's in die LGK und ihre Gremien. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Es handelt sich um eine Aufgabe, die fortlaufend umgesetzt wird. 

Ziel VII: Verbesserung der Lebens- und Behandlungssituation von Menschen mit 

Conterganschädigungen. 

Konkrete Maßnahme: Wissenschaftliche Studie und Peer-to-Peer Projekt. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Studie liegt seit Ende 2013 vor. Es besteht noch Nachbesserungsbedarf, 

deshalb konnte die Studie bislang nicht abgenommen werden. Nach Auswertung der 

Studie werden die sich hieraus ergebenden Handlungsnotwendigkeiten mit den 

Leistungs- und Kostenträgern diskutiert und nach Möglichkeit umgesetzt. 

Ziel VIII: Stärkung der Patientinnen- und Patienteninformation und der Patientinnen­

und Patientenrechte für Menschen mit Behinderungen sowie Sensibilisierung der 

Akteurinnen und Akteure im Gesundheitswesen für die Belange der Menschen mit 

Behinderungen. 
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Konkrete Maßnahme: Bereitstellung von Informationen zu Patientinnen- und Patien­

tenrechte in leichter Sprache sowie fortlaufende Kooperation von Landespatienten­

beauftragten und LBB (mittelfristig). 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Fortlaufende Kooperation. 

Ziel IX: Stärkere Berücksichtigung der UN-BRK in den Weiter- und Fortbildungs- so­

wie Berufsordnungen der Heilberufskammern NRW in Bezug auf den Umgang mit 

Menschen mit Behinderungen" 

Konkrete Maßnahme: Zielvereinbarung mit der Arbeitsgemeinschaft der Heilberufs­

kammern NRW. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Der Abschluss der Zielvereinbarung mit der Arbeitsgemeinschaft der 

Heilberufskammern zur Änderung ihrer Weiterbildungs-, Fortbildungs- und Berufs­

ordnungen ist laut Aktionsplan bis 2016 geplant. 

Ziel X: Themenzentrierte und problemorientierte Berücksichtigung der Belange von 

Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen mit Behinderungen in den Aus-, Fort- und 

Weiterbildungsmaßnahmen der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen für 

Beschäftigte in kommunalen Behörden und öffentlichen Institutionen gemäß Artikel 

26 Abs. 2 UN-BRK. 

Konkrete Maßnahme: Fortsetzung, Weiterentwicklung und Intensivierung der bereits 

bestehenden Bildungsangebote der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Fortlaufender Prozess. 

Ziel XI: Interkulturelle und zielgruppenspezifische Sensibilisierung der Akteurinnen 

und Akteure im Gesundheitswesen. 

Konkrete Maßnahme: Fortsetzung der Fortbildungsreihe für Fachkräfte des Kinder­

und Jugendgesundheitsdienstes unter Berücksichtigung des Themas "Migration & 

Behinderung" . 

Federführung: MGEPA 
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Sachstand: Die Interkulturelle und zielgruppenspezifische Sensibilisierung der Fach­

kräfte des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes im Öffentlichen Gesundheits­

dienst (ÖGD) erfolgt fortlaufend im Rahmen der Fortbildungsreihe der Akademie für 

öffentliches Gesundheitswesen (AfÖG). 

Über die genannten Ziele hinaus plant das MGEPA eine Änderung des "Gesetzes 

über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten des Landes Nord­

rhein-Westfalen (PsychKG NRW)". Der konkrete Änderungsbedarf wird derzeit ge­

prüft. Im Rahmen der anstehenden Berichtspflichten zum Gesetz (§ 37 PsychKG -

31.12.2014) werden die beteiligten Akteurinnen und Akteure in Bezug auf Ist-Stand 

und Einschätzung des Reformbedarfs im Frühjahr 2014 um Stellungnahmen gebe­

ten. Bei der Auswertung ist ein trialogisches Beteiligungsverfahren vorgesehen. Die 

Ergebnisse werden mit in die sich anschließende Erarbeitung von Eckpunkten und 

Referentenentwurf zur Novellierung des PsychKGs einfließen. Auch das Maßregel­

vollzugsgesetz (MRVG) soll novelliert werden. Eckpunkte dazu sollen bis Mitte 2014 

erarbeitet werden. 

IV.10.2 Pflege (S. 156-160) 

IV.10.2.1 "Pflege-Bausteine Quartier" (S. 157, 160) 

Ziel: Für den "Masterplan altengerechtes Quartier" (Bündelung der Unterstützungs­

leistungen für Kommunen zu einer altersgerechten Quartiersentwicklung) sollen bis 

2014 "Pflege-Bausteine" für den "Quartiers-Baukasten" geschaffen werden (siehe 

hierzu auch IV.9 Alter und Behinderung). 

Konkrete Maßnahme: 

• Erhebung vorhandener Beratungsangebote. 

• Hilfestellung durch Bausteine für den "Baukasten" des "Masterplan altengerechtes 

Quartier", Einbeziehung vorhandener Angebote, Berücksichtigung der Wünsche 

und Bedarfe der Pflegebedürftigen; Arbeitsgruppe "Pflege im Quartier". 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Abfrage und Auswertung zu vorhandenen Beratungsangeboten haben 

stattgefunden, die Ergebnisse fließen in den weiteren partizipativen Entwicklungspro­

zess zur Weiterentwicklung der Pflegeberatung ein, der mit der Einrichtungen eines 

"Runden Tischs Pflegeberatung" am 10. Dezember 2013 begonnen hat. Mit der Ver­

abschiedung des GEPA (siehe dazu Abschnitt IV.1.1.6) wird der rechtliche Rahmen 
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für eine Quartiersentwicklung optimiert; weitere Bausteine für eine bedarfsgerechte 

Quartiersentwicklung werden kontinuierlich weiterentwickelt. 

IV.10.2.2 NRW-Charta für gewaltfreie Pflege (S. 157) 

Siehe hierzu Abschnitt IV. 17.2 ("Schutz vor Gewalt"). 

IV.10.2.3 Pflegeberufe (S. 157-159) 

Ziel: Berücksichtigung der Belange von Menschen mit Behinderungen in der Aus-, 

Fort- und Weiterbildung sowie in der Berufspraxis der Pflege- und Gesundheitsfach­

berufe (siehe dazu auch Abschnitt IV 1.1.7). 

Konkrete Maßnahme: Fachtagung sowie Platzierung des Themas in den fachrele­

vanten Arbeitsgruppen. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Thematisierung in den fachrelevanten Arbeitsgruppen ist erfolgt. Die ge­

plante Fachtagung mit den Schulen für Gesundheitswesen und den Verbänden wur­

de mangels personeller Kapazität noch nicht durchgeführt. 

IV.11 Kultur und Sport (S. 161-167) 

IV.11.1 Kultur (161-162) 

IV.11.1.1 Zugänglichkeit zu Kultureinrichtungen weiter verbessern 

Bürgerschaftliches Engagement ermöglichen (S. 161-162) 

Ziel: Abbau von Barrieren sowie Stärkung von Inklusion bei Kunst und Kultur (Tanz, 

Performance, Theater) in NRW forcieren. 

Konkrete Maßnahme I: Förderung diverser Projekte 

Federführung: MFKJKS 

Sachstand: 

• Stärkung von Projekten insbesondere im Kinder- und Jugendbereich, die einen 

inklusiven Ansatz haben: Gefördert werden hier die Projekte "Take off: Junger 

Tanz" am Tanzhaus NRW in Düsseldorf (Evaluationsbericht der Heinrich Heine­

Universität zum Projekt liegt vor) sowie "Tanz in Schulen / NRW Landesbüro 

Tanz", die sich grundsätzlich an alle jungen Menschen richten, aber auch einen 

Schwerpunkt im Bereich von jungen Menschen mit Migrationshintergrund sowie 
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Menschen mit geistigen und körperlichen Behinderungen haben. Kooperationen 

mit Förderschulen sind Bestandteil der Arbeit, sowohl in den Schulen als auch 

durch die Unterstützung der Schulen beim Weg ins Theater - durch Programm­

vorschläge, Vermittlungsarbeit, große Offenheit vor Ort im Theater u.a. für Roll­

stuhlfahrer sowie durch den Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern. 

• Förderung von Ensembles, die in einer "mixed-abled-Konstellation" arbeiten: Un­

terstützt werden hier u.a. Gerda König I DIN A 13 mit ihren eigenen, international 

vernetzten Projekten und dem Festival Crossing Dance. 

• Im Theaterbereich gibt es sowohl bei den kommunalen Theatern als auch bei den 

Landestheatern und freien Produktionszentren I Ensembles in zunehmendem 

Umfang Projekte mit jungen Menschen, oft mit einem Schwerpunkt auf "bildungs­

ferne Schichten". Insbesondere über Kooperationen mit den Schulen werden alle 

Hierarchieebenen der Gesellschaft erreicht. 

• Theatervorstellungen mit Gebärdensprachdolmetschung finden - auch angesichts 

der Zusatzkosten - derzeit nur vereinzelt statt. Hier gibt es Überlegungen zu einer 

Bedarfsanalyse und Überprüfung der Fördermöglichkeiten. 

• Förderung von Community-Dance-Projekten, die sich oft an Kinder- und Jugendli­

che richten aber auch generationsübergreifend sind: Zu nennen sind hier u.a. 

"Zeitsprung" am Theater Bielefeld sowie diverse inklusive Tanzprojekte. 

• Förderung im Bereich der Soziokultur: Viele Arbeitsbereiche, insbesondere die 

kulturellen Stadtteilprojekte, haben einen starken inklusiven Ansatz in den diver­

sen Schwerpunkten (Interkultur, Gender, Kultur und Alter etc.). 

• Zielperspektive: Stärkung inklusiver Arbeitsansätze in den Arbeitsfeldern der 

Sparte Tanz, Theater und auch Soziokultur (u.a. Vorstellungen mit Gebärden­

sprachdolmetschern, Angebote für blinde Menschen) - Bedarfsanalyse, Klärung 

von Förderzugängen über MFKJKS und seitens der Landesregierung. 

Konkrete Maßnahme 11: Dortmunder Modell - Kulturarbeit und Menschen mit Behin­

derung: Musik (Domo:Musik) 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Das mittlerweile abgeschlossene dreijährige Projekt "Dortmunder Modell: 

Musik" (01. April 2010 bis 31. März 2013) hatte verschiedene Bausteine: 
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a) Phase der Breitenförderung: In Kursen elementarer Musikvermittlung wurde mit 

Menschen mit Behinderungen gearbeitet, um Interesse an verschiedenen Musikstilen 

zu wecken und adäquate Musizierformen mit der Stimme und auf verschiedenen In­

strumenten zu entwickeln, die ihren Fähigkeiten angemessen sind. Diese Phase 

dauerte vom April 2010 bis März 2011. 

b) Phase der Talentförderung: Aus den Kursen und Workshops wurden Teilnehmen­

de, die über besondere musikalische Fähigkeiten verfügen, zu Talentkursen zusam­

mengefasst. In diesen Talentkursen wurde in mehreren Stunden pro Woche gearbei­

tet, um die musikalischen und instrumentalen Ausdrucksmöglichkeiten der Teilneh­

menden auszubilden. Diese Phase dauerte von April 2011 bis März 2012. 

c) Verstetigung der musikalischen Arbeit: Regelmäßige Angebote spezieller Ausbil­

dungsphasen (Workshopphasen) für die bereits beteiligten Menschen mit Behinde­

rungen dienten der kreativen Weiterentwicklung. Parallel fand der Neubeginn der 

Phase Breitenförderung statt. Ziel war es, die Musikprozesse und Musikproduktionen 

in das öffentliche Bewusstsein zu bringen und ihre Vermarktung so weit voranzutrei­

ben, dass die Musikerinnen und Musiker einen immer größeren Anteil ihres Ar­

beitseinkommens selbst erwirtschaften können. Diese Phase begann im April 2012 

und endete im März 2013. 

So unterschiedlich wie die Musikerinnen und Musiker, sind auch die Musikstile - von 

Klassik über Jazz bis hin zu Elektropop. Auf der Abschlussveranstaltung "Domo Visi­

on" im März 2013 in Dortmund konnten die verschiedenen Ensembles ihre Arbeit 

vorstellen. 

IV.11.2 Sport (S. 162-167) 

Ziel I: Für Menschen mit Behinderungen sollen weitere Angebote geschaffen wer­

den, die ihnen den Weg zum Rehabilitations-, Breiten- oder Leistungssport ebnen 

können. 

Konkrete Maßnahme: Ehrung des Behinderten-Sportvereins des Jahres. 

Federführung: MFKJKS 

Sachstand: Der Vereinswettbewerb "Behinderten-Sportverein des Jahres" informiert 

über die vielfältigen Angebote der Mitgliedsvereine des Behinderten-Sportverbands 

Nordrhein-Westfalen e.V. (BSNW). Der alle zwei Jahre stattfindende Wettbewerb 

(nächster Termin 29. März 2014) wird gemeinsam mit dem BSNW durchgeführt und 
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verfolgt das Ziel, langfristig eine hohe Qualität bei Breitensportangeboten der BSNW­

Vereine abzusichern und öffentlich zu machen. 

Ziel 11: NRW wird Menschen mit Behinderungen, die sich leistungsstark sportlich en­

gagieren möchten, Ressourcen für die Möglichkeit zur Verfügung stellen, dauerhaft 

Trainings- und Förderangebote wahrzunehmen. 

Konkrete Maßnahme: Leistungssportförderung des Behinderten-Sportverbands 

Nordrhein-Westfalen e.V. (BSNW). 

Federführung:MFKJKS 

Sachstand: Es handelt sich um eine jährlich fortlaufende Maßnahme, die sich auf 

folgende Bereich bezieht: 

1.) Verbandsförderung in Kooperation mit dem Landessportbund NRW (LSB). 

2.) Verbandsförderung für Maßnahmen im Bereich des Leistungssports (MFKJKS). 

3.) Förderung von Trainern. 

4.) Durchführung von Sportveranstaltungen. 

Darüber hinaus fand eine Unterstützung bei der "Wahl des Behindertensportiers des 

Jahres 2013" statt (Kooperationspartner Deutscher Behindertensportverband (DBS)). 

Ziel 111: Das Land NRW wird den Erkenntnisgewinn über Inklusionsprozesse im Sport 

von Menschen mit Behinderungen nachhaltig verbessern. 

Konkrete Maßnahme: Tagung "Gelungene Wege zum inklusiven Sport" am 25. Sep­

tember 2013. 

Federführung:MFKJKS 

Sachstand: Anlässlich einer Tagung am 25. September 2013 wurde der begonnene 

Diskussionsprozess fortgesetzt. Sehr praxisnah wurden verschiedene Aspekte zum 

Thema "Sport und Inklusion" in Themenworkshops erörtert. Die Veranstaltung "Ge­

lungene Wege zum inklusiven Sport" fand im Rahmen der REHACARE 2013 in der 

Messe Düsseldorf statt. Mit rund 200 Teilnehmern war der Kongress sehr gut be­

sucht, und sämtliche Rückmeldungen fielen überaus positiv aus. 

Am 22. Mai findet eine weitere Tagung im Rahmen der "Special Olympics" in Düssel­

dorf statt. Diese beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit dem Thema der praktischen 

Umsetzung von Inklusion für Menschen mit geistiger Behinderung. Zu den Partnern 
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gehören u.a. der Behinderten-Sportverband Nordrhein-Westfalen (BSNW) und der 

Landessportbund NRW(LSB NRW). 

Der Landessportbund Nordrhein-Westfalen und der Behinderten-Sportverband Nord­

rhein-Westfalen erproben zudem gemeinsam mit dem Ministerium für Familie, Kin­

der, Jugend, Kultur und Sport des Landes Nordrhein-Westfalen in einem 3-jährigen 

Projekt (2013- 2015) die Gestaltung und Umsetzung von Inklusionsprozessen in 

Sportvereinen. Damit stellt sich der organisierte Sport in Nordrhein-Westfalen der 

gesellschaftspolitischen Aufgabe, sich aktiv an der Entwicklung einer inklusiven Ge­

sellschaft auf der Grundlage der UN-Behindertenrechtskonvention zu beteiligen. Die 

am Projekt beteiligten Vereine entwickeln "inklusive" Strukturen und Praktiken mit 

unterschiedlichen Schwerpunkten in ihren Bereichen. Ziel der Maßnahme ist es 

Handlungskonzepte und Empfehlungen für eine inklusive Sportpraxis und Vereins­

führung zu entwickeln und allen Vereinen in NRW zugänglich zu machen. 

Des Weiteren hat das MFKJKS in Zusammenarbeit mit dem LVR das Modellprojekt: 

"Erfolgsfaktoren für inklusiven Sport in Schulen und Vereinen" gestartet. 

In einer ersten Phase wird eine Kooperation von Förderschulen (im Zuständigkeits­

bereich des L VR) mit Regelschulen und Sportvereinen initiiert und unterstützt. Durch 

eine wissenschaftliche Begleitstudie werden die stattfindenden Prozesse und Gelin­

gensbedingungen evaluiert und so aufbereitet, dass diese weiteren interessierten 

Schulen und Vereinen zur Unterstützung angeboten werden können. 

Die teilnehmenden Modellschulen stehen mittlerweile fest; eine erste Informations­

veranstaltung für diese Schulen fand im Dezember 2013 statt. Am 19. März 2014 

fand das zweite Projekttreffen mit allen teilnehmenden Förderschulen statt. 

Darüber hinaus kann grundsätzlich festgehalten werden, dass seitens des Landes­

sportbundes NRW (LSB) die Querschnittsaufgabe "Inklusion" bereits zunehmend 

berücksichtigt wird. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Aus- und Fortbildung 

von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im organisierten Sport. 

Aktuell werden diesbezüglich gemeinsam mit dem Behinderten-Sportverband 

(BSNW) und dem Gehörlosen-Sportverband Konzepte und Modelle entwickelt und 

erprobt. In diesem Zusammenhang sind z. B. die Überarbeitung der ÜL-C-Ausbildung 

unter Berücksichtigung des Aspektes "Sensibilisierung zum Umgang mit Heterogeni­

tät und Vielfalt", und eine ÜL-C-Ausbildung mit dem Schwerpunkt Inklusion zu er­

wähnen. Gemeinsam mit dem Gehörlosensportverband NRW und dem Essener 
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Sportbund wird der Landessportbund (LSB) im Frühjahr 2014 eine erste gemeinsame 

ÜL-C-Ausbildung mit Hörenden und Nichthörenden starten. 

IV.11.2.1 Verstetigung der Förderung des Reha-Sports (S. 166) 

Ziel: Förderung des Reha-Sports als Möglichkeit der sozialen Teilhabe verstetigen. 

Konkrete Maßnahme: Fortsetzung der Förderung des Reha-Sports sowie Unterstüt­

zung des Behinderten-Sportverbandes und des Gehörlosen-Sportverbands bei der 

Sensibilisierung für den Inklusionsprozess. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Das MAIS wird auch zukünftig die Teilhabe von Menschen mit Behinde­

rungen an der vereinsorientierten Sportbewegung unterstützen und damit seinen Bei­

trag auf dem Weg zur Inklusion im Sport auch für die Zukunft verstetigen. Die jährli­

che Förderung des Reha-Sports mit ca. 500.000 € (Förderung des Behindertensport­

verbandes NRW (BSNW) und des Gehörlosen-Sportverbandes) ist dabei in den ver­

gangenen Jahren fortgesetzt worden. Dies ist auch zukünftig so vorgesehen. 

Schwerpunkte dieser fortlaufenden Förderung sind die: 

• Qualifizierung von Übungsleiterinnen und Übungsleitern sowie medizinischem 

Fachpersonal. 

• Organisation des Erfahrungsaustauschs zwischen Sportlerinnen und Sportlern mit 

und ohne Behinderungen auf örtlicher und überörtlicher Ebene. 

• Durchführung von Sportveranstaltungen. 

• Begleitung und Förderung von Sportlerinnen und Sportlern mit Hör- oder Sprach­

behinderung. 

• Durchführung von Pilotprojekten sowie 

• die Entwicklung gemeinsamer Sportangebote für behinderte und nicht behinderte 

Menschen. 

Der Behinderten-Sportverband Nordrhein-Westfalen (BSNW) ist zudem an einem 

gemeinsamen Projekt des Landessportbundes zum Thema "Sport und Inklusion" be­

teiligt. 

Im Jahr 2012 wurde seitens des MAIS zudem das Projekt "Challenge" des Behinder­

ten-Sportverbandes (BSNW) unterstützt. In diesem Rahmen haben sich Menschen 
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mit und ohne Behinderungen gemeinsam auf einem Großsegler auf den Weg zu den 

Paralympics 2012 nach London gemacht. Begleitende Dokumentation des Projektes 

und weitere Informationen dazu gibt es unter: http://www.bsnw-goes-Iondon.de/das­

projekt.html. 

IV.12 Mehrfache Diskriminierung von Frauen und Mädchen (S. 167-170) 

Ziel I: Begleitung und Unterstützung der Kommunen bei der Entwicklung einer "Ge­

schlechterperspektive" im Rahmen kommunaler Aktionspläne zur Umsetzung der 

UN-BRK. 

Konkrete Maßnahme: Modellartige Unterstützung des Netzwerk-Büros "Frauen und 

Mädchen mit Behinderung / chronischer Erkrankung NRW" bei der Landesarbeits­

gemeinschaft Selbsthilfe NRW e.V. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Die zunächst für den Zeitraum 2011 - 2013 geplante Maßnahme wurde 

in Einvernehmen mit dem potentiellen Projektträger mit dem Ziel einer Ausdifferen­

zierung der Vorgehensweise zurückgestellt. 

Ziel 11: Konsequente und systematische Berücksichtigung frauenspezifischer Belan­

ge in der Politik als Querschnittsaufgaben. 

Konkrete Maßnahme I: Sensibilisierung der Infrastrukturen für die Belange von Mäd­

chen und Frauen mit einer Beeinträchtigung; gezielte Ermittlung und Verankerung 

spezifischer frauen- und behindertengerechte Aspekte in Projekten und Program­

men; Förderung einzelner frauenspezifischer Modellprojekte für die Zielgruppe 

"Frauen mit Behinderung". 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die kontinuierliche Förderung des Netzwerk-Büros Frauen und Mädchen 

mit Behinderung/chronischer Erkrankung NRW sowie die gute Kooperation (u.a. Jah­

resgespräche zu Jahresschwerpunktplanungen) wurden fortgesetzt. Die jährliche 

Förderung des Netzwerk-Büros beträgt 143.000 €. 

Die Sensibilisierung der Infrastrukturen wird derzeit besonders durch Mitgliedschaft 

des Netzwerk-Büros im Inklusionsbeirat und den zugehörigen Fachbeiräten "Ge­

sundheit" und "Arbeit und Qualifizierung" sowie dem Steuerkreis zur Erstellung des 
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Landesaktionplans gegen Gewalt an Frauen umgesetzt. Darüber hinaus wird die be­

sondere Rolle von Frauen mit Behinderungen u.a. in der Entschließung der Landes­

gesundheitskonferenz (LGK) "Von der Integration zur Inklusion: Gesundheitliche Ver­

sorgung von Menschen mit Behinderungen verbessern" berücksichtigt (siehe Ab­

schnitt IV.1 0.1). 

Geplant ist zudem die Beteiligung an dem bundesweiten Projekt zur Ausbildung von 

Multiplikatorinnen (Ausbilderinnen) für Gleichstellungsbeauftragte in Einrichtungen 

der Behindertenhilfe (Durchführung für 2015 geplant). Der Förderbetrag des MGEPA 

beträgt rd. 10.000 €. 

Die Anfragen an das Netzwerkbüro sind seit Inkrafttreten der UN-BRK und nochmals 

seit Veröffentlichung der vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend geförderten Studie zur Lebenssituation von Frauen und Mädchen mit Beein­

trächtigung erheblich gestiegen. 

Maßnahme 11: Einrichtung von 16 "Kompetenzzentren Frau und Beruf" 

Federführung: MGEPA 

Der erste Entwurf des Controlling-Berichts für die Kompetenzzentren Frau und Beruf 

für das Jahr 2013 zeigt, dass Frauen und Mädchen mit Behinderung Zielgruppe ver­

schiedener Maßnahmen der Kompetenzzentren Frau und Beruf sind. U.a. richten 

sich Informationsveranstaltungen sowie Veröffentlichungen zum Thema Inklusion an 

Unternehmen und regionale Akteurinnen und Akteure. Regionale Kooperationen und 

Netzwerkgründungen dienen der besseren Erschließung und Sichtbarmachung des 

beruflichen Potentials von Frauen mit Behinderung. 

IV.13 Sexuelle Identität und Selbstbestimmung (S. 170-173) 

Ziel: Sensibilisierung der Gesellschaft, Verbände und Institutionen für mehr­

dimensionale Diskriminierung von behinderten Menschen mit LSBTTI-Hintergrund 

(Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle, Transgender und Intersexuelle). Aner­

kennung der sexuellen Selbstbestimmung, Förderung der Sichtbarkeit und Stärkung 

des Empowerments von behinderten Menschen, die schwul, lesbisch, bisexuell, 

transsexuell oder intersexuell sind. 

Konkrete Maßnahme I: Sensibilisierung der LSBTTI-Infrastruktur/Förderung der Ver­

netzung. 
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Federführung: MGEPA 

Sachstand: Der Aspekt "Behinderung" wird nach wie vor weiter in die Infrastruktur 

der LSBTTI -Träger getragen; auch im Bereich der psychosozialen Beratungsstellen 

nimmt der Aspekt Behinderung nicht nur im Rahmen der intersektionalen Arbeit 

Raum ein. LAG "Lesben in NRW" und "Schwules Netzwerk" vernetzen die ihnen an­

geschlossenen Projekte und Initiativen aus dem Bereich LSBTTI - Menschen mit 

Behinderung und nehmen dadurch eine Multiplikatorenfunktion wahr. 

Das Schwule Netzwerk fördert in 2013 und 2014 den Verein Queerhandicap mit Lan­

desmitteln in Höhe von je 2.000 € für ein Vernetzungsprojekt. Queerhandicap ist ein 

Zusammenschluss von Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Trans*7 - Menschen mit 

Behinderungen. 

Konkrete Maßnahme 11: Sichtbarkeit von Menschen mit LSBTTI-Hintergrund und Be­

hinderungen in der begleitenden Öffentlichkeitskampagne zum Aktionsplan gegen 

Homo- und Transphobie herstellen. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die Umsetzung erfolgt seit 2012 fortlaufend. Ein spezielles Plakatmotiv 

"Miteinander kann so leicht sein", auf dem behinderte und nichtbehinderte LSBTTI­

Menschen gemeinsam in einer Gruppe von Fußballfans zu sehen sind, gehört zu den 

Materialien, die vom Land gefördert und vom Kampagnenbüro versandt wurden. Wei­

tere Aufklärungs- und Informationsmedien, wie u.a. das Portal "andersundgleich" 

stehen mittlerweile allen Vereinen und Initiativen (z.B. Queerhandicap) für Veröffent­

lichungen eigener Termine etc. zur Verfügung. Mitte März 2013 ist auf den Seiten 

des Portals eine "NRWweit-Karte" mit ca. 150 Adressen online gegangen. Dort sind 

in den Städten Essen, Gelsenkirchen, Köln, und Münster AnlaufsteIlen für LSBTTI­

Menschen mit Behinderungen aufgeführt. In der Rubrik "Blickpunkte" ist der Aspekt 

"Behinderung" einer der Schwerpunkte mit Informationen zu LSBTTI-Themen. Dort 

wird auch über Kontakte und Treffen für LSBTTI mit Behinderungen informiert. 

Darüber hinaus möchte das Projekt SchLAu NRW ("Schwul Lesbisch Bi Trans* Auf­

klärung in Nordrhein-Westfalen) den Aspekt "Behinderung" 2014 in Methodik und 

Inhalte der Arbeit implementieren. 

7 Die Schreibweise "Trans*" (mit hochgestelltem Sternchen) wird als Sammelbegriff für transsexuelle, 
transidente, transgender und andere Personen, die sich zwischen den polaren Geschlechtern "männ­
lich" und "weiblich" verorten, verwendet. 
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Konkrete Maßnahme 111: Gewinnung von Erkenntnissen über die Lebenssituation von 

LSBTTI mit Behinderung. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Im Rahmen der interdisziplinären Fachtagung "Anders und gleich in 

NRW" im Mai 2012 wurde der Aspekt Behinderung in der Arbeitsgruppe "LSBTTI aus 

intersektionaler Sicht" mit in den Blick genommen. 

Die Ergebnisse sowohl der Fachtagung, als auch zum Forschungsstand zu Lebens­

lagen und Sozialstruktur, stehen als Dokumentation "Anders und gleich in NRW -

Gleichstellung und Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt" seit 2012 in 

gedruckter Version und als Download zur Verfügung. 

Konkrete Maßnahme IV: Einbeziehung der LSBTTI-Selbsthilfe in die Vorbereitungen 

zur Umsetzung UN-BRK; Erörterungen mit Einrichtungen und Diensten der Behinder­

tenhilfe zur Verankerung von Ansprechpersonen für LSBTTI; Berücksichtigung der 

Thematik bei der Novellierung des Wohn- und Teilhabegesetzes (WTG). 

Federführung: MGEPA, MAIS 

Sachstand: Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Vereins "Queerhandicap" wurden 

vom MAIS zu den im Vorfeld der Erstellung des Aktionsplanes durchgeführten Dia­

logveranstaltungen ("NRW-Dialoge") einbezogen. So konnte sichergestellt werden, 

dass die Belange von LSBTTI-Menschen mit Behinderungen Berücksichtigung ge­

funden haben. Die Erörterung der Thematik "Ansprechpersonen für LSBTTI in Ein­

richtungen und Diensten der Behindertenhilfe" konnte bisher vom MAIS noch nicht 

platziert werden. Es ist vorgesehen, diese Frage nach erfolgter Novellierung des 

NRW-Ausführungsgesetz zum SGB XII in die vom MAIS geleitete "Fachkommission 

Eingliederungshilfe" einzubringen (siehe dazu Abschnitt IV.5.2). Der Aspekt "LSBTTI" 

wurde seitens MGEPA im Entwurf des Wohn- und Teilhabegesetzes verankert und 

wird dort aller Voraussicht nach auch verbleiben. 

IV.14 Behinderung und Migration (S. 173-177) 

Ziel I: Erstellung einer Bestandsaufnahme über die Situation von Menschen mit Be­

hinderungen und Migrationshintergrund, um die notwendigen Entscheidungen für 

diese Personengruppen auf eine gesicherte Erkenntnis zu stellen. 
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Konkrete Maßnahme: Erhebung der Lebenssituation von Menschen mit Behinderun­

gen und Zuwanderungsgeschichte, Auswertung der Ergebnisse und Weiterentwick­

lung notwendiger Hilfeangebote. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Siehe unten. 

Ziel 11: Interkulturelle Öffnung der Angebote der Behindertenhilfe. 

Konkrete Maßnahme: Aufbau regelmäßiger Beratungen zwischen den Organisatio­

nen der Menschen mit Migrationshintergrund und der Anbieter von Diensten und Ein­

richtungen der Behindertenhilfe sowie Aufgreifen der Themen Migration, Kultur und 

Behinderung in den Ausbildungscurricula der Behindertenhilfe. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Siehe unten. 

Ziel 111: Spezielle Angebote für Angehörige von Menschen mit Behinderungen ein­

richten. 

Konkrete Maßnahme: Schaffung von begleitenden Angeboten für Angehörige, z.B. 

psychologische Unterstützung für Mütter; Förderung einer PersonalsteIle im Rahmen 

eines Projektes (vorbehaltlich der Bereitstellung entsprechender Haushaltsmittel). 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Alle genannten, für den Zeitraum der gesamten Legislaturperiode ge­

planten Maßnahmen, konnten bisher noch nicht realisiert werden. Eine beabsichtigte 

Studie zur Lebenslage von Menschen mit geistiger Behinderung und Migrationshin­

tergrund konnte 2013 nicht, wie geplant, begonnen werden, da der potentielle Part­

ner seinen Projektantrag zurückgezogen hat. Es ist vorgesehen, Fragen zur Ziel­

gruppe "Behinderung und Migrationshintergrund" im Rahmen der neu zu konzipie­

renden Berichterstattung zur Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen zu 

erörtern (siehe dazu Abschnitt IV.20.1). 

Mit dem Ziel der Öffnung von Regeleinrichtungen für behinderte Flüchtlingskinder 

wird allerdings zurzeit ein "Modellprojekt Bildung für Drittstaatsangehörige mit behin­

derten Kindern" ("MoBil DabeKi") durchgeführt. Im Zuge dieses vom Bundesamt für 

Migration und Flüchtlinge (BAMF) finanzierten Projektes einer Integrationsagentur 

des MAIS wird aktuell (Laufzeit 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2014) das Konzept 
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der Selbsthilfe für drittstaatsangehörige Flüchtlinge erprobt. Dies erfolgt durch spe­

zielle Bildungsangebote für drittstaatsangehörige Eltern behinderter Kinder, um sie 

im Umgang mit dem Sozial- und Gesundheitssystem zu stärken. Durch die intensive 

Zusammenarbeit mit Migrantenselbstorganisationen (MSO) wird das Selbsthilfepo­

tential von Migranten gestärkt und genutzt. Die Mitglieder der MSO werden zu mut­

tersprachlichen Multiplikatoren und Elternbegleitern qualifiziert, die das erworbene 

Wissen den Eltern weiter vermitteln. 

Einrichtungen der Mehrheitsgesellschaft wurden für eine Beteiligung gewonnen. Es 

bestätigte sich der Eindruck, dass das Thema "behinderte Kinder" ein Tabuthema in 

MSO ist und die spezielle Zielgruppe eine "schwer sichtbare" Zielgruppe darstellt. 

IV.15 Beratungsstrukturen (S. 178-181) 

IV.15.1 Gemeinsame ServicesteIlen und ihre Kooperation mit anderen Bera­

tungsangeboten (S. 178-179) 

Ziel: Untersuchung und Weiterentwicklung der Beratungsangebote für Menschen mit 

Behinderungen. 

Konkrete Maßnahme: Maßnahmenbündel, z.B.: Überprüfung der Beratungsangebote 

in Nordrhein-Westfalen (Bestandsanalyse und Handlungsempfehlungen für Weiter­

entwicklung); Gesprächs- und Abstimmungsgespräche mit den für die Beratungsan­

gebote im Land Verantwortlichen; Dialog mit den Rehabilitationsträgern und Verbän­

den über Möglichkeiten der Weiterentwicklung der gemeinsamen ServicesteIlen nach 

§ 23 SGB IX. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Mit einer für die Weiterentwicklung der Beratungsangebote unabdingba­

ren wissenschaftlichen Untersuchung ist bislang nicht begonnen worden. In diesem 

Kontext ist auch abzuklären, welche Initiativen die Bundesregierung hierzu im Rah­

men der beabsichtigten Evaluation des SGB IX ergreift. 

IV.15.2 Hilfe zur Selbsthilfe vor Ort - "Lotsinnen und Lotsen für Menschen mit 

Behinderungen" (S. 180) 

Ziel: Qualifizierung einer ausreichenden Zahl nachgewiesener ehrenamtlich enga­

gierter Menschen in der Behindertenhilfe, die als Wegweiser, Ansprechpersonen und 
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Vermittler/innen mit fundierten Erstinformationen für ratsuchende Menschen mit Be­

hinderungen in ihrem Stadtteil zur Verfügung stehen. 

Konkrete Maßnahme: Fortsetzung des Projektes "Hilfe zur Selbsthilfe vor Ort - Lot­

sinnen und Lotsen für Menschen mit Behinderungen". 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Derzeit erfolgt die Qualifizierung von weiteren Lotsinnen und Lotsen im 

Bereich Sozialrecht und Beratungskompetenz. Seit November 2013 werden bis zu 38 

neue Lotsinnen und Lotsen ausgebildet. Zudem wird eine Begleitung (Weiterbildung) 

der seit 2010 mehr als 100 qualifizierten Lotsinnen und Lotsen sichergestellt. Es ist 

vorgesehen, die gesamte Maßnahme unter Einbeziehung des Projektes "Wir sehen 

weiter" (siehe Abschnitt IV.15.3) zu evaluieren. Die Förderung für Mobile e.V und ZsL 

Köln beträgt insgesamt 340.712 €. 

IV.15.3 Projekt "Wir sehen weiter" (S.181) 

Ziel: Stärkung der Beratungskompetenz sehbehinderter Menschen. 

Konkrete Maßnahme: Fortführung des Projektes "Wir sehen weiter". 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Derzeit erfolgt die Qualifizierung von bis zu 15 weiteren ehrenamtlichen 

sehbehinderten bzw. blinden Beratern Die Förderung beläuft sich auf 136.951 €. Es 

werden Schulungen z.B. zu den Themen Beratung und Hilfsmittel durchgeführt. 

Durch die Qualifizierung der 15 weiteren ehrenamtlichen Berater werden die Lücken 

im bestehenden Beratungsnetzwerk (bisher ca.110 Berater) verringert bzw. ge­

schlossen. Es ist vorgesehen, die gesamte Maßnahme unter Einbeziehung des Pro­

jektes "Lotsinnen und Lotsen für Menschen mit Behinderungen" (siehe Abschnitt IV. 

15.2) zu evaluieren. 

IV.16 Bürgerschaftliches Engagement, Ehrenamt und Selbsthilfe (S. 181-183) 

IV.16.1 Gemeinsames Bürgerschaftliches Engagement stärken! (S. 182-183) 

Ziel: Bereitschaft zum inklusiven bürgerschaftlichen Engagement durch Qualifizie­

rung stärken. 
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Konkrete Maßnahme: Förderung von Fortbildungsveranstaltungen zur Stärkung des 

inklusiven bürgerschaftlichen Engagements behinderter und nicht behinderter Men­

schen. 

Federtührung:MFKJKS 

Sachstand: Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen NRW (Iagfa 

NRW) konnte als Partner für die Umsetzung der Maßnahme gewonnen werden. Es 

haben bereits erste Vorgespräche stattgefunden. Es wurde ein Antrag auf Gewäh­

rung einer Zuwendung gestellt (geplanter Maßnahmebeginn war der 01. November 

2013). 

Ziel ist zunächst die Sensibilisierung für Möglichkeiten der Inklusion in der Freiwilli­

genarbeit. Dazu sollen landesweit Ertahrungen der Freiwilligenagenturen in diesem 

Feld erhoben sowie eine Übersicht bereits vorhandener Qualifizierungsangebote zum 

Thema Inklusion und Freiwilligenarbeit erstellt werden. Weiterhin ist geplant, im 

Rahmen eines Workshops neue Ansätze für inklusive Freiwilligenarbeit zu identifizie­

ren sowie ein Konzept zu entwickeln, wie die Agenturen künftig in diesem Lernpro­

zess begleitet werden können. 

Die lagfa NRW als Zusammenschluss von Freiwilligenagenturen erreicht alle Agentu­

ren in NRW über regelmäßige Informationen und Qualifizierungsangebote. Die Agen­

turen sind in der Regel vor Ort gut vernetzt und wiederum geeignete Multiplikatoren, 

um für das Thema auch bei anderen Akteuren in den Kommunen zu sensibilisieren. 

Das Projekt sieht vor, diese Netzwerke zu nutzen, um in einem ersten Aufschlag 

Voraussetzungen und Möglichkeiten für eine ertolgreiche Beteiligung von Menschen 

mit Behinderungen am Bürgerschaftlichen Engagement zu diskutieren. Auf die zum 

Abschluss des Projektes gemachten Empfehlungen kann dann in einem nächsten 

Schritt mit konkreten Maßnahmen reagiert werden. 

IV.16.2 Assistenten/Assistentinnen für taubblinde und hörsehbehinderte Men­

schen (S.183) 

Ziel: Stärkung des gemeinsamen bürgerschaftlichen Engagements. 

Konkrete Maßnahme: Fortführung der Qualifizierung von Assistentinnen und Assis­

tenten für taubblinde und hörsehbehinderte Menschen. 

Federtührung: MAIS 
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Sachstand: Im Rahmen der im Aktionsplan beschriebenen und bis Ende 2012 erfolg­

ten Förderung eines vierten Kurses zur "Ausbildung von Assistentinnen und Assis­

tenten für taubblinde Menschen" hatte sich gezeigt, dass weiterer Qualifizierungsbe­

darf besteht. Seit Februar 2013 wird insofern ein fünfter Kurs mit 214.357 € gefördert. 

Die Studie "Teilhabe und Inklusion von Menschen mit Hörschädigung in unterschied­

lichen Lebenslagen in Nordrhein-Westfalen" (siehe Abschnitt IV.20) geht von bis zu 

2.000 Betroffenen aus, denen aktuell nur 48 qualifizierte Assistentinnen und Assis­

tenten zur Verfügung stehen. Vor diesem Hintergrund werden derzeit die Möglichkei­

ten zur Förderung eines sechsten Kurses geprüft. 

IV.17 Schutz vor Gewalt und Recht auf Unversehrtheit der Person (S. 184-188) 

IV.17.1 Schutz von Frauen und Mädchen vor Gewalt im Geschlechterverhältnis 

(S.184-185) 

Ziel: Verbesserung des Zugangs zu Schutz- und Hilfemaßnahmen für von Gewalt 

betroffene Frauen und Mädchen durch Anpassung an die besonderen Bedürfnisse 

von Frauen und Mädchen mit Behinderungen. 

Konkrete Maßnahme: Aufnahme des genannten Ziels und geeigneter Maßnahmen in 

den "Landesaktionsplan zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Mädchen" 

sowie Sensibilisierung und Unterstützung der Träger von Frauenhilfeeinrichtungen 

bei der Anpassung ihrer Unterstützungsangebote an diese Zielgruppe. 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Die bisher vernachlässigte Zielgruppe "Frauen und Mädchen mit Behin­

derungen und Beeinträchtigungen" wurde in mehreren Sitzungen der Steuerungs­

gruppe für den "Landesaktionsplan zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 

Mädchen" behandelt (Die Fertigstellung des Aktionsplans ist für Ende 2014 geplant). 

Des Weiteren ist im Jahr 2013 eine schwerpunktmäßige Förderung von Projekten 

örtlicher/regionaler Kooperationen gegen Gewalt an Frauen erfolgt. Im Jahr 2012 

wurde zudem eine Abfrage bei den landesgeförderten Frauenhäusern bzgl. ihrer Bar­

rierefreiheit durchgeführt. 
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IV.17.2 NRW-Charta für gewaltfreie Pflege (S. 185-186) 

Ziel: Schaffung einer NRW-Charta für gewaltfreie Pflege 

Konkrete Maßnahme: Aufarbeitung des Themas Gewalt in der Pflege 

Federführung: MGEPA 

Sachstand: Pflege gewaltfrei zu gestalten, setzt einen kontinuierlichen Dialog zwi­

schen den Gestaltern von Rahmenbedingungen und den praktisch Pflegenden vor­

aus: Neben regelmäßigen Beiträgen zu Veranstaltungen hat der Landespflegeaus­

schuss gemeinsam mit dem MGEPA zwei eigene Fachtagungen mit jeweils über 500 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern durchgeführt. Ressortübergreifend setzt die Lan­

desregierung immer wieder Impulse, die zum einen ein Bewusstsein für das hoch­

sensible Thema schaffen und zugleich konkrete Angebote zur Unterstützung und 

Gewaltprävention anbieten. Weitere Veranstaltungen sind in Vorbereitung. Netzwer­

ke werden kontinuierlich aus- und die Fachexpertise aufgebaut. Projekte zur Gewalt­

prävention in der Pflege und gegen ältere Menschen werden durch das Land geför­

dert. Als Ziel wird an der NRW-Charta festgehalten. 

IV.17.3 Hilfen für Opfer von Gewalttaten in Verbindung mit IV.17.3.1 Trauma­

Ambulanzen als flächendeckendes Angebot in NRW aufgebaut (S. 186-187) 

Ziel: Förderung der Genesung, Rehabilitation und der sozialen Wiedereingliederung 

von Menschen mit Behinderungen, die Opfer von Ausbeutung, Gewalt oder Miss­

brauch geworden sind. 

Konkrete Maßnahme: Gesetzlich begründete Aufgabenwahrnehmung des Opferent­

schädigungsgesetz durch die Landschaftsverbände und damit zusammenhängende 

Verantwortung für das vorhandene Angebot der 36 Trauma-Ambulanzen im Rhein­

land und in Westfalen-Lippe. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Zeitlich prinzipiell unbegrenzte und daher kontinuierlich umgesetzte Auf­

gaben, die von temporären Umsetzungsschritten bzw. Maßnahmen unabhängig sind. 

IV.17.4 Überprüfung der Polizeilichen Kriminalstatistik (S. 188) 

Ziel: Verbesserung der Datenlage zur Thematik "Menschen mit Behinderungen als 

Opfer von Gewalt" als Grundlage für präventive und andere schützende Maßnah­

men. 
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Konkrete Maßnahme: Überprüfung der "Polizeilichen Kriminalstatistik" 

Federführung: MIK 

Sachstand: Seit 2008 wird in der Polizeilichen Kriminalstatistik das Opfermerkmal 

"Behinderung (körperlich/geistig)" für den Bereich der Gewaltdelikte erfasst. Das Ge­

spräch mit der Opferschutzorganisation "Weißer Ring" ist aufgenommen. Von dort 

aus wurden weitere Verbände kontaktiert. Derzeit werden konkrete Besprechungen 

vorbereitet. 

IV.18 Medien und Kommunikation (S. 188-194) 

IV.18.1 Technologischen Fortschritt nutzen (S. 188-190) 

Ziel: Die Chancen des technologischen Fortschritts nutzen, um Menschen mit Be­

hinderungen den gleichberechtigten und umfassenden Zugang zu Informations- und 

Kommunikationstechnologien zu ermöglichen. 

Konkrete Maßnahme: Einrichten eines Expertengremiums, bestehend aus Akteuren 

der Forschung und Wissenschaft, sowie Menschen mit Behinderungen mit dem Ziel, 

ein Netzwerk für technologische Innovationen aufzubauen. Erfassung bestehender 

Ideen, Konzepte und Projekte zu barrierefreien Technologien für Menschen mit Be­

hinderungen. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Gemeinsam mit der Agentur Barrierefrei NRW haben in diesem Zusam­

menhang erste Beratungen stattgefunden. Eine finale Realisierung der Maßnahmen, 

die im Aktionsplan als fortlaufend umzusetzend deklariert sind, konnte jedoch vor 

dem Hintergrund begrenzter finanzieller und personeller Ressourcen und der daraus 

resultierenden Notwendigkeit, Schwerpunktsetzungen vorzunehmen, noch nicht vor­

genommen werden. 

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf das von der Stiftung Wohlfahrtspflege 

NRW finanzierte und vom MAIS (z.B. Besuch des Staatssekretärs 2013 im Rahmen 

der Inklusionstour; Teilnahme an Workshops und Veranstaltungen) und MIWF (Aus­

zeichnung als "Ort des Fortschritts" 2013) ideell unterstützte "PIKSL-Projekt" (Projekt­

laufzeit: 15.08.2011 -14.08.2014). Dort wird das Ziel verfolgt, moderne Informations­

und Kommunikationstechnologie für Menschen mit geistigen Behinderungen zugäng-
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lieh zu machen und weiter zu entwickeln: Dadurch soll die Teilhabe an der Gesell­

schaft erleichtert, die Abhängigkeit von professioneller Unterstützung reduziert und 

ein selbstbestimmteres Leben erreicht werden. Die Besonderheit besteht darin, dass 

Menschen mit Handicap als Entwickler und als Referenzgruppe gemeinsam mit Ex­

perten aus Forschung und Wissenschaft stigmatisierungsfreie Lösungen erarbeiten. 

Ein Konsortium mit Fachleuten aus Forschung, Entwicklung, Design und Sozialwe­

sen begleitet PIKSL seit Projektbeginn 2010. Im Mittelpunkt des Projekts steht das 

PIKSL Labor in Düsseldorf-Flingern (weitere Informationen unter 

http://www.piksl.net/). 

IV.18.2 Menschen mit Behinderungen in den Medien (S. 190-191) 

Ziel: Darstellung von Menschen mit Behinderungen in den Medien weiterentwickeln. 

Konkrete Maßnahme: Die Landesregierung wird an das Mitglied des WDR­

Rundfunkrates, das Menschen mit Behinderungen vertritt, herantreten und anregen, 

einen konstruktiven Dialog im Gremium darüber zu führen, wie das Bild der Men­

schen mit Behinderungen in einer den Anforderungen der UN­

Behindertenrechtskonvention entsprechenden Weise in Rundfunk und Fernsehen 

weiterentwickelt werden kann. Außerdem wird die Landesregierung auf den Verband 

Privater Rundfunk und Telemedien e.V. (VPRT) zugehen. 

Federführung: MAIS, STK/MBEM 

Sachstand: Zu dem im Aktionsplan als mittelfristig deklarierten Ziel wurde seitens der 

Staatskanzlei bereits ein Gespräch mit dem LBB geführt, der - aus Gründen der 

Staatsferne des Rundfunks - anstelle der Landesregierung an das entsprechende 

Gremienmitglied (Frau Geesken Wörmann von der LAG Selbsthilfe NRW e.V.) mit 

dem geschilderten Ziel herantreten wird. Ein Gespräch mit dem VPRT wurde noch 

nicht geführt. 

IV.18.3 Zugänglichkeit von Medien (S. 191-192) 

Ziel: Auf Barrierefreiheit der Angebote von öffentlich-rechtlichen und privaten Rund­

funkveranstaltern hinwirken. 

Konkrete Maßnahme: 

1. "NRW-Dialog" zur Vorbereitung einer entsprechenden Veranstaltung auf Bundes­

ebene sowie bundesweite Dialogveranstaltungen mit Ländern, Rundfunkanstalten 

und Betroffenenverbänden; 
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2. Prüfung im Rahmen des 19. Berichts der KEF (Kommission zur Ermittlung des 

Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten), ob die Mehreinnahmen durch die künftige 

Beitragspflicht von Menschen mit Behinderungen für den Ausbau des barrierefreien 

Angebots der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten eingesetzt werden können. 

Danach Befassung der Rundfunkkommission der Länder mit der Thematik und Prü­

fung der Frage, welche Anreize in diesem Kontext für private Rundfunkveranstalter 

geschaffen werden können. 

Federführung: MAIS, STK/MBEM 

Sachstand: 

Zu 1.: Die unter Federführung des MAIS geplanten Dialogveranstaltungen des MAIS 

konnten aufgrund anderer Priorisierungen noch nicht umgesetzt werden. 

Zu 2.: Mit diesen als mittelfristig umzusetzenden Maßnahmen konnte noch nicht be­

gonnen werden. Derzeit wird der 19. KEF-Bericht ausgewertet. 

Mit Blick auf das o.g. Ziel wurde in der Sitzung des Inklusionsbeirats vom 04. Juli 

2013 problematisiert, dass der Sender Phoenix angekündigt hatte, seine Nachrich­

tensendungen zukünftig nicht mehr von einem Gebärdensprachdolmetscher überset­

zen zu lassen. Der Vorsitzende des Inklusionsbeirates, Herr Staatssekretär Dr. 

Schäffer, hatte sich daraufhin an das MBEM gewandt. Das MBEM teilte nach Prü­

fung mit, dass der Sender nach einer Zusammenkunft mit den entsprechenden Ver­

bänden der Selbsthilfe von diesen Planungen mittlerweile Abstand genommen hat. 

Diesbezügliche Dialogveranstaltungen sollen perspektivisch regelmäßig stattfinden. 

Der LBB hatte zudem zur Sitzung des Landesbehindertenbeirates vom 06. Septem­

ber 2013 einen Vertreter des WDR eingeladen, der umfassend über das umfangrei­

che barrierefreie Angebot des WDR berichtet hat. MAIS und STK waren beteiligt. 

IV.18.4 Kommunikation zwischen gehörlosen und hörenden Menschen (S. 192-

194) 

Ziel I: Förderung des Erwerbs und des Gebrauchs der Gebärdensprache. 

Konkrete Maßnahme: 

1. Zur Klärung der Frage, was getan werden muss, damit in Nordrhein-Westfalen 

eine ausreichende Zahl an Gebärdensprachdolmetscherinnen und Gebärdensprach­

dolmetschern zur Verfügung steht sowie zur Klärung, ob zusätzliche Maßnahmen 
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nötig sind, gehörlose Menschen beim Erwerb der deutschen Gebärdensprache zu 

unterstützen, wird eine Studie zu "Teilhabe und Inklusion von Menschen mit Hör­

schädigung in unterschiedlichen Lebenslagen in Nordrhein-Westfalen" vergeben. 

2. Es werden Weiterbildungsveranstaltungen für Dozentinnen und Dozenten für 

Deutsche Gebärdensprache zur Verbesserung der Qualität der Gebärdensprachleh­

re in Nordrhein-Westfalen gefördert. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: 

Zu 1.: Die Studie liegt mittlerweile vor. Eine Präsentation im Inklusionsbeirat sowie im 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales ist erfolgt. Eine Veröffentlichung steht 

kurz bevor (siehe dazu auch Abschnitt IV.20). Ergebnis der Studie ist, dass es keine 

qualifizierte Ausbildung für Gebärdensprachlehrende in Nordrhein-Westfalen gibt, 

dass für Lehrkräfte an Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Hören und Kom­

munikation keine spezifischen Weiterbildungsangebote vorhanden sind, um Gebär­

densprache zu lernen oder die Kenntnisse zu vertiefen und dass kein gemeinsamer 

Standard bei Gebärdensprachkursen existiert, die sich an verschiedene Zielgruppen 

richten. 

Auch vor diesem Hintergrund wird als weitere (neue) Maßnahme derzeit die Entwick­

lung und der Aufbau eines Kompetenzzentrums für sinnesbehinderte Menschen vor­

bereitet (z.B. dem Angebot einer berufsbegleitenden Ausbildung zum Gebärden­

sprachdozenten oder -dolmetscher (siehe dazu auch IV.2.1.)). 

Zu 2.: Es erfolgt ein jährlicher Zuschuss (2014 beträgt der Zuschuss 4.628 €) zu den 

drei Weiterbildungsmaßnahmen der Landesarbeitsgemeinschaft der Dozenten für 

Gebärdensprache NRW. An diesen Angeboten nehmen jeweils 20 - 35 Gebärden­

sprachdozenten teil. 

Ziel 11: Verbesserung der Barrierefreiheit und des Zugangs zu Informationen und 

Kommunikation der Justiz. 

Konkrete Maßnahme: Gerichtliche Dokumente werden für Blinde und sehbehinderte 

Personen ba rrierefre i zugänglich gemacht sowie barrierefreie Gestaltung der Inter­

netauftritte. 

Federführung: JM 
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Sachstand: Die Maßnahmen werden, wie im Aktionsplan ausgewiesen, fortlaufend 

sukzessiv umgesetzt. Darüber hinaus sind seitens des JM weitere Schritte zur Errei­

chung des o.g. Ziels angegangen worden: 

• Das Gesetz zur Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten 

vom 10. Oktober 2013 sieht in Artikel 19 eine Neufassung von § 191 a Abs. 1 

GVG vor: 

o Blinde oder sehbehinderte Menschen sind berechtigt, Schriftsätze und an­

dere Dokumente in einer für sie wahrnehmbaren Form bei Gericht einzu­

reichen. 

o Blinden und sehbehinderten Menschen wird das Recht eingeräumt, 

Schriftsätze und Dokumente eines gerichtlichen Verfahrens in barrierefrei­

er Form zugänglich gemacht zu bekommen. 

o Blinden und sehbehinderten Menschen ist auf Verlangen barrierefreie Ak­

teneinsicht zu gewähren. 

• Neue Arbeitsplatzsoftware kann von vornherein behindertengerecht gestaltet wer­

den. 

• Erste Treffen mit Vertretern der Blinden- und Sehbehindertenvereine in Nord­

rhein-Westfalen e.V. (BSVNRW), der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe e.V. 

NRW (LAG SB) sowie betroffenen Richterinnen und Richtern haben stattgefun­

den. 

• Sachverständige Begutachtung des Prototypen einer ergonomischen elektroni­

schen Akte durch die BIK-Beratungsstelle ("barrierefrei informieren und kommuni­

zieren") mit dem Ziel der Herstellung von Barrierefreiheit (ggf. barrierefreier Mo­

dus). 

• Eine sachverständige Begutachtung des Prototypen einer ergonomischen elekt­

ronischen Akte durch die BIK-Beratungsstelle ("barrierefrei informieren und kom­

munizieren") mit dem Ziel der Herstellung von Barrierefreiheit (ggf. barrierefreier 

Modus) ist erfolgt. Die danach im Hinblick auf die Barrierefreiheit erforderlichen 

Programmierarbeiten sollen beim nächsten Entwicklungsschritt der Software -

voraussichtlich im Laufe des Jahres 2014 - umgesetzt werden. 

• Die Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit einem privatwirtschaftlichen 

Unternehmen einen Bezugsvertrag zur Gutachtenerstellung "Barrierefreiheit von 
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IT-Anwendungen der Justiz NRW" abgeschlossen. Auf der Basis dieses Vertra­

ges wurde bereits ein Gutachten über die Barrierefreiheit des bei den Verwal­

tungs- und Finanzgerichten eingesetzten Fachverfahrens VG/FG in Auftrag gege­

ben. Weitere Gutachtenaufträge sollen folgen. 

IV.19 Sozialraumentwicklung und örtliche Teilhabeplanung (S. 195-197) 

Ziel: MAIS legt Empfehlungen zur örtlichen Teilhabeplanung vor. 

Konkrete Maßnahme: Einrichten einer ressortübergreifenden Arbeitsgruppe zur Kon­

zipierung der Empfehlungen; Sensibilisierung für die Thematik sowie Bekanntma­

chung der Empfehlungen auf kommunaler Ebene, insbesondere durch eine Fachver­

anstaltung; Projektbegleitung durch wissenschaftliche Untersuchung. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Um Hinweise zu einer im Sinne der UN-BRK ausgestalteten Sozial­

raumentwicklung und örtlichen Teilhabeplanung zu erhalten, hat das MAIS die 

Universität Siegen Ende 2011 mit einem Forschungsprojekt beauftragt. Das Ge­

samtfördervolumen beläuft sich auf 165.410 €. Das Projekt sollte Anhaltspunkte 

dazu liefern, wie die Implementierung der UN-BRK auf örtlicher Ebene gut gelingen 

kann. Als weiteres Ziel wurde formuliert, mit Blick auf die Ergebnisse eine "Arbeits­

hilfe inklusive Gemeinwesen Planen" vorzulegen. 

Die Arbeitshilfe liegt mittlerweile vor. Sie enthält konkrete Hinweise dazu, wie In­

klusion in der kommunalen Planung als Querschnittsthema berücksichtigt werden 

kann. Die Arbeitshilfe beschreibt dabei fünf Dimensionen, welche für die Entwick­

lung eines inklusiven Gemeinwesens relevant sind (Partizipation und Selbstvertre­

tung; Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung; Gestaltung einer barrierefreien 

Infrastruktur; Inklusive Gestaltung von Bildungseinrichtungen und anderer Einrich­

tungen für die Allgemeinheit; Planung und Entwicklung flexibler und inklusionsori­

entierter Unterstützungsdienste). Es werden Zielperspektiven formuliert, mit denen 

eine Selbsteinschätzung der Situation vor Ort vorgenommen werden kann. Daran 

schließen sich Handlungsempfehlungen an. 

Da nichts überzeugender als gute Praxis ist, werden innerhalb der Arbeitshilfe 

überdies Projektideen benannt. Auf einer begleitenden Internetseite 

(www.inklusive-gemeinwesen.nrw.de) werden darüber hinaus darauf bezogene 
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konkrete Praxisbeispiele aufgeführt. Diese Seite wird sukzessive zu einem "Inklu­

sionskataster" für das Land Nordrhein-Westfalen ausgebaut werden. 

Der Arbeitshilfe vorangestellt sind Empfehlungen des MAIS, die in neun knappen 

Leitsätzen Vorschläge für eine inklusionsorientierte Politik für Menschen mit Be­

hinderungen vor Ort machen. 

Der Entstehungsprozess von Arbeitshilfe und Empfehlungen wurde von einer Ar­

beitsgruppe beraten, an der neben MBWSV und MGEPA, der Landesbehinderten­

beauftragte, der Landesbehindertenbeirat, die kommunalen Spitzenverbände, die 

freie Wohlfahrtspflege und die Landschaftsverbände mitgewirkt haben. 

Am 18. Juni 2013 fand im Integrationsbetrieb Hotel Franz in Essen zudem ein beteili­

gungsorientierter Workshop des Fachbeirats "Barrierefreiheit, Zugänglichkeit, Woh­

nen ("NRW-Dialog") statt, in dem die Entwürfe der Arbeitshilfe bereits zu einem frü­

hen Zeitpunkt mit Fachexperten und/oder Experten in eigener Sache beraten wur­

den. 

Die Entwürfe der Dokumente wurden zudem im Inklusionsbeirat beraten. Hinsicht­

lich der Verknüpfungen zum Bereich Schule wurde das MSW hinzugezogen. Ein 

Abgleich mit dem vom MAIS publizierten Handbuch "Moderne Sozialplanung" hat 

ebenfalls stattgefunden. 

Anlässlich einer am 27. und 28. März 2014 von der Universität Siegen in Koopera­

tion mit dem MAIS durchgeführten europäischen Konferenz wurde die Arbeitshilfe 

einer größeren Fachöffentlichkeit vorgestellt. 

Im Rahmen der Unterstützung kommunaler Aktivitäten zur planerischen Umsetzung 

der UN-BRK wurde vom MAIS überdies die Erarbeitung des Aktionsplanes 

"Menschengerechte Stadt Wetter (Ruhr)" finanziell gefördert. Dieser wurde im Mai 

2013 in einer großen Veranstaltung unter Mitwirkung von MAIS und LBB vorgestellt 

(weitere Informationen dazu siehe unter http://www.stadt-wetter.de/7747.html). 

IV.20 Projekte in Wissenschaft und Forschung, Evaluation des Aktionsplanes 

(S.198-199) 

Ziel I: Projekt zur Evaluation und Weiterentwicklung des Standes von Forschung und 

Lehre über die Belange von Menschen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen. 
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Konkrete Maßnahme: Priorisierung weiterer Forschungsthemen und Förderung ent­

sprechender Vorhaben im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel. 

Federführung: MIWF 

Sachstand: In diesem Kontext wurden zum 01. Juli 2013 zwei Projekte begonnen: 

1. "Rehab X Stroke": Personalisierte Therapiesteuerung bei Gangstörungen am Bei­

spiel des Schlaganfalls. Ziel ist es, ein Softwaretool zu realisieren, das es Ärzten und 

Therapeuten ermöglicht, aufgrund quantitativer Kriterien die geeigneten Maßnahmen 

(Medikamente, spezielle Orthesen, Übungen) für die schnelle individuelle Rehabilita­

tion des Patienten auszuwählen. Das Projekt besteht aus vier Teilprojekten. Das Ge­

samtfördervolumen beläuft sich auf 1.277.141 €. 

2. Personalized Modeling and Rapid Manufacturing of individual Knee Implants: Auf­

bauend auf die etablierte Technologie wird eine personalisierte biomechanische Pla­

nung individuell angepasster Implantate unter Einsatz von bildbasierten und modell­

unterstützenden Technologien vorangetrieben. Das Projekt besteht aus sechs Teil­

projekten; das Gesamtfördervolumen beläuft sich auf 2.007.191 €. 

Ziel 11: Untersuchung der Lebenslage von Menschen mit Sinnesbehinderung 

Konkrete Maßnahme: Vergabe und Erstellung einer Studie über die Lebenssituation 

von hörgeschädigten und taubblinden Menschen. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Die Studie liegt vor. Das Gesamtfördervolumen beläuft sich auf 156.800 

€. Die Studie enthält eine Vielzahl von Empfehlungen, die neben dem MAIS auch 

verschiedene Ressorts (insbesondere MSW, MGEPA, MFKJKS, und STK) betreffen. 

Aus dem Themenkatalog mit hoher landespolitischer Bedeutung sollten für das MAIS 

vorrangig folgende Maßnahmen erwogen werden: 

• Einrichtung eines Kompetenzzentrums für Sinnesbehinderte (siehe dazu Ab­

schnitt IV.2.1). 

• Bedarfsgerechte Ausbildungskapazitäten für Gebärdensprachdolmetscher, 

Schriftdolmetscher und Kommunikationsassistenten schaffen (siehe Abschnitt IV. 

18.4). 

• Entwicklung eines Kommunikationsbudgets für die Selbsthilfe der Gehörlosen und 

Taubblinden. 
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• Sicherstellung der bestehenden Taubblindenassistentenausbildung, Klärung einer 

angemessenen Finanzierung (siehe Abschnitt IV.16.2). 

• Novellierung des BGG NRW und der KHV NRW (siehe Abschnitt IV.1.1.1.). 

Ziel 111: Kontinuierliche Überprüfung der Wirksamkeit von Maßnahmen des Aktions­

planes "Eine Gesellschaft für alle - NRW inklusiv" 

Konkrete Maßnahme: Entwicklung eines Konzeptes zur Evaluation des Aktionspla­

nes, Überprüfung der Maßnahmen sowie Aufnahme der Ergebnisse in die Berichter­

stattung zur Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Eine erste Überprüfung im Sinne des o.g. Ziels liegt mit diesem Bericht 

vor. Es ist überdies geplant, beginnend mit dem Stichtag 31. Dezember 2014, dem 

Inklusionsbeirat regelmäßig (alle drei Jahre) in analoger Weise über die Umsetzung 

des Aktionsplans Bericht zu erstatten. Dieses Verfahren ist mit dem Inklusionsbeirat 

abgestimmt. Perspektivisch ist auch eine Gesamtevaluation des Aktionsplanes mit 

dem Ziel vorgesehen, das gesamte Planwerk fortzuschreiben bzw. zu eruieren, wie 

eine weitere systematische Berücksichtung der UN-BRK im Sinne des Disabilty­

Mainstreamings gelingen kann. 

Es wird weiterhin angestrebt, die Ergebnisse aus beiden Prozessen in die neu zu 

konzipierende Berichterstattung zur Lebenssituation von Menschen mit Behinderun­

gen in Nordrhein-Westfalen einfließen zu lassen. 

IV.20.1 Statistik, Daten und Informationen (S. 200-201) 

IV.20.2 Datenbericht zur Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen (S. 

200-201) 

Ziel: Sammlung und Zusammenstellung geeigneter Daten gemäß den Anforderun­

gen des Art. 31 UN-BRK sowie deren Veröffentlichung. 

Konkrete Maßnahme: Aufbau eines neuen Berichtswesens zur Lebenssituation von 

Menschen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen. 

Federführung: MAIS 

Sachstand: Ausgehend von der in Artikel 31 der UN-Behindertenrechtskonvention 

benannten Verpflichtung zu "Statistik und Datensammlung" sind die Vertragsstaaten 

angehalten, ein kontinuierliches Berichtswesen zur Lebenssituation von Menschen 
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mit Behinderungen aufzubauen, das an den Vorgaben der UN-

Behindertenrechtskonvention ausgerichtet ist. 

Mit Rückgriff auf den im Unterschied zum bundesdeutschen Sozialrecht offeneren 

Behinderungsbegriff der UN-Behindertenrechtskonvention sowie die "Internationale 

Klassifikation von Funktionsfähigkeit, Behinderung, Gesundheit" (ICF) der WHO sind 

dabei auch die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen in den Blick zu 

nehmen. Sprich: Es müssen neben den Menschen mit anerkannten Behinderungen 

auch diejenigen Menschen erfasst werden, die zwar mit gesundheitlichen Beeinträch­

tigungen leben, aber nicht als behindert oder schwerbehindert anerkannt sind. Er 

sind Faktoren zu untersuchen, die die Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigun­

gen fördern oder behindern. 

Am 31. Juli 2013 hat das Bundeskabinett seinen neu konzipierten Teilhabebericht 

über die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigungen "Teilhabe - Beeinträch­

tigung - Behinderung" beschlossen. Der Teilhabebericht orientiert sich an den Anfor­

derungen der UN-BRK und stellt somit eine Weiterentwicklung des einmal pro Legis­

latur vorgelegten Behindertenberichts (Bericht zur Lage der Menschen mit Behinde­

rungen) dar. Mit Blick auf die Landespolitik kann der Bericht hilfreiche Impulse und 

Anknüpfungspunkte geben. 

Im Sinne von Transparenz und Vergleichbarkeit soll sich das für das Land Nordrhein­

Westfalen geplante Berichtswesen auf die vom Bund geleisteten Arbeiten stützen. 

Zudem sind die bereits aufgebauten (z.B. Zuwanderungs- und Integrationsstatistik, 

Sozialberichterstattung) bzw. aufzubauenden (z.B. Familienberichterstattung) Daten­

berichte einzubeziehen. 

Erste Expertengespräche zu diesem Themenkomplex sind geführt worden. Um die 

weitere Vorgehensweise konkretisieren zu können, ist die Vergabe einer Vorstudie 

geplant. Der Aufbau eines regelmäßigen Berichtswesens soll im "Ersten allgemeinen 

Gesetz zur Stärkung der sozialen Inklusion" (siehe dazu Abschnitt IV.1.1.1.) abgesi­

chert werden. 

Die Vergabe der Vorstudie wird für 2014 angestrebt. In einem ersten Schritt wird das 

MAIS überdies mit den im 1. Halbjahr 2014 zur Veröffentlichung anstehenden Bericht 

zur "Lebenssituation von hörgeschädigten und taubblinden Menschen" sowie einer 

Studie zur "Lebenssituation alter Menschen mit lebenslanger Behinderung" eine 

Schriftenreihe begründen. 
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IV.21 Inklusion in Schule und Hochschule (S. 202-219) 

IV.21.1 Eckpunkte zur Inklusion in der Schule (S. 202-217) 

Ziel I: Inklusion fängt in den Köpfen an - Leitbild Inklusion im schulischen Bereich. 

Konkrete Maßnahme: Information und Transparenz. 

Federführung: MSW 

Sachverhalt: Information und Transparenz - Die Landesregierung hat für die interes­

sierte Fachöffentlichkeit und die zu beteiligenden Interessenverbände bereits zahlrei­

che Maßnahmen ergriffen: 

• Es findet eine regelmäßige, umfassende und breite Beteiligung der Interessen­

verbände der Menschen mit Behinderungen sowohl durch eigene Veranstaltun­

gen des MSW als auch durch die Teilnahme an externen Informationsveranstal­

tungen statt. 

• Das eigene Logo "zusammen lernen - zusammenwachsen" wurde entwickelt und 

auf unterschiedlichen Wegen entsprechend publik gemacht. 

• Die DVD "Auf dem Weg zur inklusiven Schule" wurde erstellt, zum elektronischen 

Download bereitgestellt und an Schulen und andere Interessenten versandt. 

• Es wurden zwei Informationsflyer, davon einer nach der Verabschiedung des 9. 

Schulrechtsänderungsgesetzes, entwickelt, die jeweils in hoher Auflagezahl ver­

teilt wurden. 

• Es erscheinen regelmäßige einschlägige Beiträge der Projektgruppe Inklusion im 

Schulministerium in der Publikation "Schule NRW" und in anderen externen 

Printmedien. 

• Es gibt entsprechende Informations- und Fortbildungsangebote für die Lehrkräfte, 

Schulaufsicht und das Verwaltungspersonal. 

• Auf der Homepage des MSW - im Bildungsportal - werden die aktuellen Informa­

tionen zum Thema Inklusion zentral unter dem Button: "Inklusion" zusammenge­

stellt und laufend aktualisiert gehalten. 

• Es wurde eine Sonderbeilage zum 9. Schulrechtsänderungsgesetz entwickelt, die 

mit im Januar 2014 mit der Publikation "Schule NRW" veröffentlicht wurde. 
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Über die im Aktionsplan genannten Maßnahmen hinaus sind weitere Aktivitäten in 

diesem Aktionsfeld angegangen worden bzw. geplant: 

• Die Geschäftsstelle der Ende 2010 im MSW gebildeten hausinternen "Projekt­

gruppe Inklusion" bleibt dauerhaft als eigenes Referat erhalten, das auch zukünf­

tig für den schulischen Teil der UN-BRK zuständig sein wird. 

Ziel 11: Verankerung des Rechtsanspruchs auf inklusive Bildung. 

Konkrete Maßnahme I: Novellierung des Schulgesetzes 

Federführung: MSW 

Sachstand: Der Landtag hat das 9. Schulrechtsänderungsgesetz am 16. Oktober 

2013 beschlossen. Der Rechtsanspruch auf einen Platz an einer allgemeinen Schule 

auf dem Weg zu einem inklusiven Schulsystem wird schrittweise eingeführt. Unab­

hängig davon ist die Inklusionsquote an Schulen in den letzten Jahren deutlich ge­

stiegen: In Primarstufe und Sekundarstufe I betrug sie im Schuljahr 2010/2011 

16,7%,2011/2012 19,8% und 2012/2013 bereits 24,6%. Im Schuljahr 2013/2014 be­

trägt sie 29,6% (korrespondierend zu Abschnitt IV.1.1.3). 

Konkrete Maßnahme 11: Anpassung der Regelungen für die Ersatzschulen - Ände­

rung der Ersatzschulverordnung. 

Federführung: MSW 

Sachstand: Vor der anstehenden umfangreichen Überarbeitung der Ersatzschulver­

ordnung (ESchVO) ist im Nachgang zum Beschluss des 9. Schulrechtsänderungsge­

setzes punktuell noch im Dezember 2013 das Genehmigungsverfahren bei Hinzu­

nahme von sonderpädagogischen Förderschwerpunkten durch bestehende Ersatz­

schulen geändert worden. 

Dabei wurde das noch geltende Verfahren zur Erteilung einer gebührenpflichtigen 

Änderungsgenehmigung durch ein gebührenfreies Anzeigeverfahren ersetzt, wenn 

eine bestehende Ersatzschule ihr Angebot um einen oder mehrere Förderschwer­

punkte erweitern möchte. Diese Änderung ist mit der Hoffnung verbunden, dass die­

se Verfahrenserleichterung auf dem Weg zu einem inklusiven Schulsystem zum 

Wohle der Betroffenen in der Praxis spürbar wird. Die Veröffentlichung der Ä VO (GV. 

NRW 2013 S. 841) ist inzwischen erfolgt. 

Ziel 111: Inklusion braucht Qualität - Lehrerfortbildung 
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Konkrete Maßnahme I: Landesweite Professionalisierung der Moderatorinnen und 

Moderatoren in den Kompetenzteams - insbesondere zur Fortbildung von Kollegien 

allgemeiner Schulen im Umgang mit Lern- und Entwicklungsstörungen. 

Federführung: MSW 

Sachstand: Es stehen mittlerweile rund 300 Moderatorinnen und Moderatoren zur 

Fortbildung für die Schulen zur Verfügung. 

Konkrete Maßnahme 11: Landesweite Fortbildungsprogramme der Kompetenzteams 

entwickeln. 

Federführung: MSW 

Sachstand: 

• Entwicklung und Abstimmung eines Fortbildungsangebots für Kollegien der all­

gemeinen Schulen (u.a. Inklusive Didaktik, Unterrichtsentwicklung, Sonderpäda­

gogische Diagnostik und Förderplanung). 

• Die Fortbildungsinitiative 2012-2015 bündelt insgesamt acht Fortbildungspro­

gramme für die Arbeit der Kompetenzteams. Der Fokus liegt dabei auf der Unter­

richtsentwicklung für eine neue Lehr- und Lernkultur und unterstützt Schulen auf 

ihrem Weg zur inklusiven Schule. 

Konkrete Maßnahme 111: Lehrerfortbildung Berufskolleg (Berufliche Bildung bei be­

sonderem Förderbedarf), auch für Lehrkräfte an Ersatzschulen. 

Federführung: MSW 

Sachstand: In einer 160 Stunden umfassenden ScheLF-Maßnahme (Systemüber­

greifende, schulexterne Lehrerfortbildung) werden Lehrkräfte seit Februar 2012 fort­

gebildet. Die angestrebte Qualifizierung konzentriert sich auf die Förderschwerpunkte 

Lernen und Emotionale Soziale Entwicklung. Fragen der inklusiven Förderung sind 

von vorrangiger Bedeutung. 

Im Zuge der konkreten Umsetzung inklusiver Modelle am Berufskolleg stehen die 

folgenden Kompetenzen der Lehrkräfte im Mittelpunkt: Diagnostik, Lernberatung und 

Entwicklung von Förderkonzepten. Darüber hinaus ist das Modul "Übergänge" spe­

ziell auf die Fragen ausgerichtet, die im Zusammenhang mit dem Einstieg in die Ar­

beitswelt zu stellen und zu beantworten sind. 
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Konkrete Maßnahme IV (neue Maßnahme): Anpassung der Qualitätsanalyse an 

Schulen 

Federführung: MSW 

Sachstand: 

• Einführung eines neuen Unterrichtsbeobachtungsbogens mit besonderer Berück­

sichtigung der Erfordernisse des Gemeinsamen Lernens in allen Schulformen. 

• Erstellung eines Kommentars zum Unterrichtsbeobachtungsbogen, der die be­

sonderen Unterstützungsbedarfe von Schülerinnen und Schülern im Gemeinsa­

men Lernen konkretisiert und den Blick bzw. das Verständnis der Beobachtenden 

für inklusive Lernprozesse schärft. 

• Erstellung eines Handlungsleitfadens für Qualitätsprüferinnen und -prüfer zum 

"Gemeinsamen Unterricht mit Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogi­

schem Unterstützungsbedarf" . 

Konkrete Maßnahme V: Unterstützung der Unterrichtsentwicklung im Gemeinsamen 

Lernen in allen Schulformen durch externe Evaluation von Unterrichtssequenzen und 

Sensibilisierung und Qualifizierung der Qualitätsprüferinnen und -prüfer des Landes 

hinsichtlich der Beurteilung inklusiver Lernprozesse (neue Maßnahme). 

Federführung: MSW 

Sachstand: Die Maßnahme wurde mit Beginn des Schuljahres 2013/14 gestartet. 

Konkrete Maßnahme VI: Universitäre Ausbildung - Auf- und Ausbau zusätzlicher 

Studienkapazitäten für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung. 

Federführung: MIWF 

Sachstand: Das MIWF fördert seit August 2013 bis Dezember 2018 die Universitäten 

Bielefeld, Köln, Paderborn, Siegen und Wuppertal. Insgesamt sollen diese Hoch­

schulen bis einschließlich 2018 insgesamt bis zu 2.300 Studienplätze (1.500 Bache­

lor- und 800 Masterstudienplätze) neu einrichten. Im Wintersemester 2013/2014 rich­

ten die Universitäten Bielefeld, Köln, und Siegen bereits zusätzlich 50, 135 bzw. 100 

Bachelorstudienplätze neu ein. Paderborn und Wuppertal beginnen im Sommerse­

mester 2014 mit der Einrichtung von 80 bzw. 100 neuen Bachelorstudienplätzen. So 

sollen bis 2018 an der Universität Bielefeld 255 Bachelor- und 136 Masterstudien­

plätze, an der Universität zu Köln 405 Bachelor- und 216 Masterstudienplätze, an 
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den Universitäten Siegen und Wuppertal je 300 Bachelor- und 160 Masterstudien­

plätze und an der Universität Paderborn 240 Bachelor- und 128 Masterstudienplätze 

neu eingerichtet werden. Für den Fall, dass der FM in den Haushaltsverhandlungen 

seine Zustimmung gibt, die Mittel ab 2015 in die Hochschulhaushalte einzustellen, 

wäre für eine dauerhafte verlässliche Finanzierung der o. g. Studienplätze - über das 

Jahr 2018 hinaus - gesorgt. Für die Förderung der genannten fünf Projekte zum 

Aufbau zusätzlicher Studien kapazitäten für das Lehramt für sonderpädagogische 

Förderung an den Universitäten Bielefeld, Köln, Paderborn, Siegen und Wuppertal 

werden finanzielle Mittel im Gesamtumfang von 70,84 Millionen € bereitgestellt. 

Konkrete Maßnahme VIII: Universitäre Ausbildung - Anforderungen an die Leh­

rerausbildung in einem inklusiven Schulsystem prüfen und entwickeln. 

Federführung: MSW 

Sachstand: Auf Ebene der Kultusministerkonferenz (KMK) haben die Arbeiten zur 

Weiterentwicklung der Standards für die Bildungswissenschaften unter der Perspek­

tive der Inklusion begonnen. Auch die curriculare Weiterentwicklung (Ländergemein­

same Anforderungen an Fächer und Fachdidaktiken) und die Überarbeitung des Leh­

rerleitbildes wurden begonnen. 

Konkrete Maßnahme IX: Erwerb des Lehramts für sonderpädagogische Förderung in 

einer sonderpädagogischen Fachrichtung (Lernen oder Emotionale und soziale Ent­

wicklung) für Lehrkräfte mit einer anderen Lehramtsbefähigung (zeitlich befristet bis 

2018) nach der "Verordnung zur berufsbegleitenden Ausbildung zum Erwerb des 

Lehramtes für Sonderpädagogik" (VOBASOF). 

Federführung: MSW 

Sachstand: Personalwirtschaftliches Ziel der Maßnahme ist es, einen Beitrag zur Si­

cherstellung der erforderlichen Anzahl ausgebildeter Lehrkräfte für sonderpädagogi­

sche Förderung in den allgemeinen Schulen und in den Förderschulen zu leisten. 

Ausbildungsziel der Maßnahme ist die Befähigung bereits ausgebildeter Lehrkräfte 

für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung in einer sonderpädagogischen 

Fachrichtung durch Bestehen einer Staatsprüfung. Die Ausbildung findet an Zentren 

für schulpraktische Lehrerausbildung und in Schulen (allgemeine Schulen oder För­

derschulen) mit den Förderschwerpunkten Lernen oder Emotionale und soziale Ent­

wicklung statt. Die Ausbildung beginnt jeweils zum Schuljahresbeginn oder zum Be­

ginn des Schulhalbjahres und dauert 18 Monate. Die Ausbildung endet jeweils zum 
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Ende eines Schuljahres oder zum Ende des Schulhalbjahres. Die Maßnahme starte­

te am 1. Februar 2013, wird bis 2018 befristet angeboten und endet am 31. Oktober 

2019 (10 Durchgänge mit jeweils bis zu 250 Lehrkräften). Die ersten 200 Teilnehme­

rinnen und Teilnehmer an der Maßnahme werden ihre Ausbildung im Sommer 2014 

abschließen. 

Der erste Abschnitt einer dreistufig angelegten Evaluationsstudie zur berufsbeglei­

tenden Ausbildung gemäß VOBASOF ist im Oktober 2013 begonnen worden. Die 

ersten Zwischenergebnisse der Evaluation werden zum Schuljahr 2014/2015 erho­

ben. 

Konkrete Maßnahme X: Konkrete Maßnahme: Konzepte inklusiver beruflicher Bil­

dung entwickeln. 

Federführung: MSW 

Sachstand: Für zwei wissenschaftliche Gutachten wurden die Aufträge vergeben: 

1. "Gutachten zu Gestaltung und Unterricht inklusiver Berufskollegs unter Berück­

sichtigung der grundlegenden Festlegungen zu einem inklusiven Schulsystem in 

Nordrhein - Westfalen". 

2. "Gestaltung inklusiver Unterrichtssettings an allgemeinen Berufskollegs mit Fokus 

auf die Zielgruppe "Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt Geistige 

Entwicklung" . 

Entwicklung von Möglichkeiten des zieldifferenten Lernens in Bildungsgängen des 

Berufskollegs durch neue Kooperationsformen in der beruflichen Bildung und Prü­

fung, ob und unter welchen Bedingungen sich Förderberufskollegs für Schülerinnen 

und Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf öffnen können. 

Eine erste Entwurfsskizze zum Gutachten Nr. 2 liegt vor. Wegen des Todes eines der 

beiden Gutachter musste ein Ersatzgutachter beauftragt werden. Dadurch musste 

die Terminabgabe verschoben werden, die voraussichtliche Abgabe ist für Juni 2014 

vorgesehen. 

Ziel IV: Inklusion braucht regionale Verantwortung und planvolle Schritte - Regiona­

ler Inklusionsplan. 

Konkrete Maßnahme: 53 Stellen für Inklusionskoordinatorinnen und -koordinatoren 

bei den Schulämtern. 
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Federführung: MSW 

Sachstand: Die Inklusionskoordinatorinnen und -koordinatoren bei den Schulämtern 

beraten und unterstützen die Schulen im Bereich der Übergänge sowie die Schulauf­

sicht bei der Gewinnung und Begleitung weiterer Schulen für das Gemeinsame Ler­

nen, den regionalen Vernetzungsaufgaben mit den Schulträgern und den regionalen 

Bildungsnetzwerken, bei der Erstellung und Fortschreibung der regionalen Inklusi­

onspläne. Sie verbessern die organisationsbezogene und schulfachliche EIternbe­

ratung beim Schulamt. Im Zuge der Vernetzung kooperieren sie mit den in den Be­

zirksregierungen und Schulämtern tätigen GU-Koordinatorinnen und -koordinatoren 

und noch bis zum 31.07.2014 mit den Koordinatorinnen und Koordinatoren des dann 

auslaufenden Modellversuchs "Kompetenzzentren für die sonderpädagogische För­

derung" (KsF). Die Regionalen Bildungsbüros sind in die regionale Vernetzungsarbeit 

eingebunden. Für das Jahr 2014 sind weitere Vernetzungsaktivitäten (u.a. ein lan­

desweiter Austausch über einen Workshop) geplant. 

Ziel V: Inklusion braucht einen verlässlichen, flexiblen finanziellen Unterstützungs­

rahmen. 

Für das Gemeinsame Lernen wird die Landesregierung ausgehend von rd. 1.200 

Stellen im Haushalt 2012 bis 2017/18 schrittweise aufwachsend insgesamt rund 

3.200 LehrersteIlen zur Verfügung stellen, das entspricht in der Summe für den Zeit­

raum von 2012 bis 2017 rund 750 Millionen €. Hinzu kommen etwa 100 Millionen für 

die Aus-, Fort- und Weiterbildung. Das macht insgesamt 850 Millionen €. 

Konkrete Maßnahme I: Einstellen und Fortführen eines Inklusionsfonds im Haushalt 

des MSW. 

Federführung: MSW 

Sachstand: Mit dem Haushalt 2011 wurde der sogenannte Inklusionsfonds in Kapitel 

05 300 Titelgruppe 75 eingerichtet. Mit den Haushalten 2012, 2013, 2014 ff. erfolgt 

die Fortführung. 

Konkrete Maßnahme 11: Prüfauftrag für ein neues Ressourcenunterstützungskonzept 

in der 16. Legislaturperiode. 

Federführung: MSW 

Sachstand: Mit dem Haushalt 2014 wird erstmals ein Stellenbudget für die sonderpä­

dagogische Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Lern- und Entwicklungs-
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störungen nach Maßgabe der Bedarfslage 2012/13 veranschlagt. Aus diesem Bud­

get erhalten künftig sowohl die Förderschulen als auch die allgemeinen Schulen Stei­

len für die sonderpädagogische Unterstützung. Das Stellenbudget wird nach Maßga­

be von regionalen Förderquoten auf die Schulamtsbezirke verteilt und den Bezirksre­

gierungen zur Bewirtschaftung zugewiesen. In einem Zeitraum von 10 Jahren ist eine 

Anpassung der regionalen Ausgangsförderquoten an regionale Zielförderquoten vor­

gesehen, die sich am Landesdurchschnitt orientieren. Die Kriterien für die Verteilung 

dieser Stellen auf Schulformen und einzelnen Schulen wurden in Zusammenarbeit 

mit der Schulaufsicht entwickelt. 

Konkrete Maßnahme 111: Sonderpädagogische Lehrkräfte sind Teil des Kollegiums 

einer inklusiven Schule. 

Federführung: MSW 

Sachstand: Im Rahmen der Inklusion werden vermehrt Lehrkräfte mit sonderpädago­

gischer Lehramtsbefähigung an allgemeinen Schulen eingesetzt werden. Zur Errei­

chung des o.g. Ziels bedurfte es einer Anpassung der dienstrechtlichen Vorgaben 

derart, dass Lehrkräfte für sonderpädagogische Förderung, die zum Kollegium einer 

allgemeinen Schule gehören, auch dort Leitungsfunktionen übernehmen können. 

Mit dem am 16. Oktober 2013 verabschiedeten 9. Schulrechtsänderungsgesetz wird 

ihnen der Zugang zu Leitungsfunktionen an Grundschulen, Hauptschulen und Real­

schulen eröffnet und die Übertragung der Ämter im statusrechtlichen Sinne ermög­

licht. Der Zugang zu den Leitungsfunktionen an Gesamtschulen, Sekundarschulen 

und Gemeinschaftsschulen ist bereits geregelt. 

Konkrete Maßnahme IV: Entwicklung von Leitlinien für Personalrnaßnahmen bei 

schulorganisatorischen Veränderungen (neue Maßnahme). 

Federführung: MSW 

Sachstand: In Abstimmung mit Lehrerverbänden, GEW und allen betroffenen Perso­

nalvertretungen wurden "Leitlinien für Personalrnaßnahmen bei schulorganisatori­

schen Veränderungen" erarbeitet. Sie sollen landesweit gleiche Anwendungsbedin­

gungen schaffen und den Betroffenen Ängste und Unsicherheiten nehmen. Auf der 

Basis der geltenden rechtlichen Regelungen geben die Verfahrenshinweise und 

Grundsätze, die bei schulorganisatorischen Veränderungsprozessen zu beachten 

sind, den betroffenen Lehrkräften einen Orientierungsrahmen und gewährleisten eine 
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sozialverträgliche Gestaltung des Veränderungsprozesses. Die Leitlinien gelten für 

alle Schulformen. 

IV.21.2 Inklusion in der Hochschule (S. 217-219) 

Ziel: Inklusion an Hochschulen in NRW verwirklichen. 

Konkrete Maßnahme I: Bereitstellung von Hilfen, um Studierenden mit Behinderun­

gen die Teilnahme an Lehrveranstaltungen zu ermöglichen. 

Federführung: MIWF 

Sachstand: Dieser Punkt ist in den Ziel- und Leistungsvereinbarungen (ZLV) mit den 

Hochschulen aufgenommen worden. Inwieweit ZL V mit den Universitäten geschlos­

sen werden, steht zum jetzigen Zeitpunkt nicht fest. Im Rahmen der Berichtspflicht 

der Hochschulen werden hierzu konkrete Umsetzungspläne erwartet. Zum jetzigen 

Zeitpunkt können noch keine konkreten Aussagen zur Umsetzung in den Hochschu­

len gemacht werden, da die Berichtspflicht alle zwei Jahre erfolgt. 

Konkrete Maßnahme 11: 

1. Gewährung von Nachteilsausgleichen bei der Teilnahme an Prüfungen: die Prü­

fungsordnungen berücksichtigen die besonderen Belange von Studierenden mit Be­

hinderungen durch Nachteilsausgleiche bei Prüfungen, zum Beispiel durch ange­

messene Verlängerung der Klausurbearbeitungszeit oder Bereitstellung technischer 

und/oder sonstiger Hilfsmittel. 

Zur möglichst bedarfsgerechten Handhabung der geltenden Vorschriften findet ein 

regelmäßiger Erfahrungs- und Gedankenaustausch der Hochschulen unter Beteili­

gung des Ministeriums statt ("Vernetzungstreffen"). 

2. Das Hochschulgesetz enthält Bestimmungen, nach denen die Hochschulen "die 

besonderen Bedürfnisse behinderter Studierender und Beschäftigter" zu berücksich­

tigen haben. Diese Bestimmungen wurden im Sinne dieser Zielsetzung bereits 2007 

um die Vorschrift ergänzt, der zufolge die Bedürfnisse "chronisch kranker Studieren­

der und Beschäftigter" berücksichtigt werden müssen (§ 3 Abs. 5 Satz 2 Hochschul­

gesetz (HG)). 

Federführung: MIWF 

Sachstand: 
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Zu 1.: In § 64 Absatz 2 Nummer 2 Hochschulgesetz ist geregelt, dass die Hochschu­

len in ihren Prüfungsordnungen insbesondere nachteilsausgleichende Regelungen 

für behinderte Studierende treffen müssen. 

Zu 2.: Die Vorschrift des § 3 Absatz 5 Satz 2 Hochschulgesetz gehört zum Aufga­

benkatalog der Hochschulen und wird im konkreten Fall angewandt. 

Konkrete Maßnahme 111: Sicherstellung psychosozialer Beratungsangebote im Rah­

men der allgemeinen Studienberatung. 

Federführung: MIWF 

Sachstand: Durch psychosoziale Beratungsangebote im Rahmen der allgemeinen 

Studienberatung ist, insbesondere für Studierende mit chronischen Erkrankungen, 

ein Beratungsangebot entwickelt worden, das - neben der fachbezogenen Studien­

beratung - Hilfen bei der Bewältigung persönlicher Probleme im Studienalltag geben 

soll. Konkrete Arbeitsschritte hierzu erfolgen bei Bedarf durch die Hochschulen. Un­

terstützung hierbei können die am Diversity-Audit beteiligten Hochschulen in Form 

eines Beratungsangebots der TU Dortmund zum "Diversity Mainstreaming" abrufen. 

Konkrete Maßnahme IV: Kooperation von Vertrauenspersonen der Behindertenbe­

schäftigten, den Gleichstellungsbeauftragten sowie den Schwerbehindertenbeauf­

tragten (Kontaktpersonen für Studierende mit Behinderungen) zur Klärung von im 

Einzelfall auftretenden Fragen von Studierenden und Beschäftigten mit Behinderun­

gen. 

Federführung: MIWF 

Sachstand: Dieser Punkt ist in die Ziel- und Leistungsvereinbarungen (ZL V) mit den 

Hochschulen aufgenommen worden. Im Rahmen der Berichtspflicht der Hochschulen 

werden hierzu konkrete Umsetzungspläne erwartet. Zum jetzigen Zeitpunkt können 

noch keine konkreten Aussagen zur Umsetzung in den Hochschulen gemacht wer­

den, da die Berichtspflicht alle zwei Jahre zu erfüllen ist. 

In § 77a Hochschulzukunftsgesetz-Entwurf ist eine gesetzliche Verankerung der be­

reits bestehenden und tätigen Landesarbeitsgemeinschaft der Schwerbehinderten­

vertretungen an den Hochschulen vorgesehen. Diese Arbeitsgemeinschaft dient so­

wohl der Koordination der Belange der Schwerbehindertenbeschäftigten wie auch 

der Zusammenarbeit mit dem Ministerium. Nicht zuletzt wird klargestellt, dass Fahr­

ten zu den Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft als Dienstreisen gelten. 
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Auf Anregung des Ministeriums hat inzwischen eine förmliche Kooperation der Ar­

beitsgemeinschaft mit dem "Vernetzungstreffen" begonnen. 

Konkrete Maßnahme V: Sicherung der durchgängigen Zugänglichkeit der Hoch­

schulgebäude entsprechend der Landesbauordnung (BauO NRW). 

Federführung: MIWF, MBWSV 

Sachstand: Die Beachtung der derzeit gültigen Regelungen durch den Bau- und Lie­

genschaftsbetrieb NRW (BLB NRW) erfolgt kontinuierlich. Die BauO NRW wird der­

zeit novelliert (siehe dazu Abschnitt IV.1.1.2). 

Konkrete Maßnahme VI: Einbeziehung von Inklusion in die Ziel- und Leistungsver­

einbarungen mit den Hochschulen. 

Federführung: MIWF 

Sachstand: Inklusion ist durch einen eigenen Paragraphen in die Ziel- und Leis­

tungsvereinbarungen (ZLV) mit den Fachhochschulen aufgenommen worden. Inwie­

weit ZL V mit den Universitäten geschlossen werden, steht zum jetzigen Zeitpunkt 

nicht fest. Die Hochschulen entwickeln Konzepte zur vollständigen Inklusion, ein­

schließlich Studienaufnahme und Prüfungswesen. 

Konkrete Maßnahme VII: Stärkung der Zielgruppenorientierung im Rahmen der all­

gemeinen Studienberatungsangebote hinsichtlich der besonderen Belange Studie­

render mit Behinderungen. 

Federführung: MIWF 

Sachstand: Die interne Abstimmungsphase zu dieser Maßnahme ist mittlerweile ab­

geschlossen, die nächsten Schritte werden eine Bestandsaufnahme der Orientie­

rungs- und Beratungsangebote für Studierende mit Behinderungen (in Zusammenar­

beit mit den Zentralen Studienberatungsstellen), ein Dialog mit Betroffenenverbän­

den und Maßnahmen zur Benennung von Beauftragten für Studierende mit Behinde­

rungen sein. 

Im Übrigen sollen die Schwerbehindertenbeauftragten gesetzlich institutionalisiert 

werden. 

Konkrete Maßnahme VIII: Erarbeitung eines Konzepts "Behindertengerechte Hoch­

schule". 

Federführung: MIWF 
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Sachstand: Zu dieser Maßnahme wurden bereits mehrere "Vernetzungstreffen" 

durchgeführt, an denen u.a. Beauftragte für die Belange behinderter Studierender an 

Hochschulen und Universitäten des Landes NRW, Vertreterinnen und Vertreter des 

MIWF, des MAIS und der LBB teilgenommen haben. Weitere Vernetzungstreffen 

sind in Vorbereitung. 

Konkrete Maßnahme IX: Ausweitung des Angebots an Teilzeitstudiengängen 

Sachstand: Die Erweiterung des Angebots an Teilzeitstudiengängen ist Bestandteil 

der vom Land mit den Hochschulen geschlossenen Ziel- und Leistungsvereinbarun­

gen (ZLV) , siehe z.B. § 4 Abs. 4, der zurzeit in Verhandlung befindlichen ZLV V 

(2014-2015). Die Hochschulen werden dabei angehalten, das Ziel des Ausbaus des 

Teilzeitstudiums zu gewährleisten. 

Die Verhandlungen mit den Fachhochschulen sind abgeschlossen. Die Verhandlun­

gen mit den Universitäten stehen noch aus. 

V. Die NRW-Dialogveranstaltungen (S. 221-256) 

Einige Ressorts haben Anmerkungen über Nachwirkungen der im Zuge der Entste­

hung des Aktionsplanes durchgeführten NRW-Dialoge (siehe Abschnitt 11.1.) ge­

macht. Gehen diese über die im vorherigen Teil benannten Maßnahmen hinaus, so 

werden diese im Folgenden aufgeführt. 

Zu V.1: Zugänglichkeit und Barrierefreiheit (S. 223-225) 

Zu Punkt 3: Barrierefreier Wohnraum - Wohnraumförderung des Landes NRW ver­

folgt das Ziel, eine ausgewogene Wohnstruktur in den Kommunen zu schaffen. 

Hinweise MBWSV: Es erfolgt eine ständige Mitarbeitersensibilisierung auf örtlicher 

Ebene, um eine ausgewogene Wohnstruktur in den Kommunen zu schaffen. 

Zu V.9: Behinderte Menschen in Hochschule, Wissenschaft und Forschung (S. 

247-249) 

Zu Punkt 1: Übergang von der Schule zur Hochschule: Situation und Verbesserungs­

vorschläge. 

Hinweise MIWF: Zu diesem Themenfeld gibt es konstruktive Kontakte zwischen und 

Rückmeldungen von den Hochschulen und den Landschaftsverbänden. Es werden in 
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kürze Gespräche mit den Beteiligten stattfinden, um die konkreten weiteren Verfah­

rensschritte abzustimmen. 

Zu Punkt 2: Behinderung und Hochschulstudium - Die Härtefallquote bei der Zulas­

sung zum Studium soll erhöht werden. 

Hinweise MIWF: 

• Für alle Studiengänge gibt es eine Härtefallquote, die fast ausnahmslos nicht 

ausgeschöpft wird. 

• Die Ausnahmen sind die Studiengänge "Psychologie" und "Soziale Arbeit", weil 

der Anteil behinderter Studienbewerber hier signifikant höher ist. 

• Die Härtefallquote bedeutet für behinderte Bewerber, die in den anderen drei 

Quoten nicht zum Zuge gekommen sind, eine zusätzliche Chance. 

Zu Punkt 3: 

1. Situation von Studierenden mit Behinderungen und der Übergang von der Hoch­

schule in den Beruf - Allgemein. 

Hinweise MIWF: Zu diesem Themenfeld gibt es konstruktive Kontakte zwischen und 

Rückmeldungen von den Hochschulen und den Landschaftsverbänden. Es werden in 

kürze Gespräche mit den Beteiligten stattfinden, um die konkreten weiteren Verfah­

rensschritte abzustimmen. 

2. Situation von Studierenden mit Behinderungen und der Übergang von der Hoch­

schule in den Beruf. Die Datenlage über Studierende bzw. wissenschaftlichen Nach­

wuchs mit Behinderungen ist mangelhaft. 

Hinweise MIWF: Statistische Daten können nach geltendem Recht erhoben werden. 

Bei chronisch kranken Studierenden kommt dazu, dass es keinen formalen Status 

(analog zum Schwerbehindertenausweis) gibt; es wäre also oft eine Frage der 

Selbsteinschätzung. 
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Anlage 1: Raster zum Sachstand im Bereich Aktionsfelder und Maßnahmen 



Evaluationsraster zum Bereich Aktionsfelder und Maßnahmen 

Fragekomplex 1 

Ziel: 

a.) Konkrete Maßnahme: 

FundsteIle Im Aktionsplan: 

Aktueller Sachstand zum 31.01.2014: 

Kurze Darste"ung der Modifizierung sowie Begründung: 
• 

Liegen Daten (ggf. externer Que"en) vor, die das Erreichen des Ziels - ggf. In Zwischenschritten -
bel en? 

Ja, Folgende (z.B. Daten zur Entwicklung des selbständigen Wohnens oder der sozialversiche­
rungspflichtigen Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen in Integrationsunternehmen - ggf. 
An 

Nein, weiL .. (bitte begründen: z.B. fehlende Statistik, Ziel ist nicht quantitativ operationalisierbar, 
Zeitraum seit Beginn der Maßnahme ist zu kurz) 

weitere Maßnahme(n) zu diesem Ziel begonnen worden oder vorgesehen, die im Akti-
on noch nicht benannt sind? 

Ja, Folgende (kurze Beschreibung zu konkreter Maßnahme, Kooperationspartnern und Zeitplan): 

1 



Fragekomplex 2 

uende Maßnahmen entwi­
nA1tlll"1lr1A,n haben? 

Bitte kurze Darstellung von Ziel, konkreter/n MaßnahmeIn (inkl. Kooperationspartnern und Zeitplan). 
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Anlage 2: Beschluss der 90. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2013: 

Schaffung eines Bundesleistungsgesetzes (Weiterentwicklung der Eingliede­

rungshilfe) 



90. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2013 

Beschluss: 

am 27./28. November 2013 in Magdeburg 

TOP 5.2 

Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe und 

Schaffung eines Bundesleistungsgesetzes mit einem 

Teilhabegeld für Menschen mit Behinderungen 

Antragsteller: alle Länder 

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der 

Länder haben einvernehmlich beschlossen: 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der 

Länder stellen fest, dass erstmalig die 84. ASMK am 15./16. November 2007 die 

Bundesregierung aufgefordert hat, in einer Bund-Länder Arbeitsgruppe einen 

Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe zu erarbeiten und eine 

Beteiligung des Bundes an den Kosten der Eingliederungshilfe zu prüfen. Die ASMK hat 

diesen Beschluss in den letzten Jahren stets bekräftigt. Mit der Bundesratsentschließung 

vom 22. März 2013 (Drs. 282/12 (B)) haben die Länder erneut festgestellt, dass nicht 

zuletzt vor dem Hintergrund der UN-Behindertenrechtskonvention eine inhaltliche 

Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe unabdingbar und dass es nicht mehr 

zeitgemäß ist, Menschen mit Behinderungen auf das System der Sozialhilfe zu 

verweisen. Deshalb fordern die Länder den Bund erneut auf, die Kosten der 

Eingliederungshilfe als gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu übernehmen. 

2. Die ASMK nimmt den von der 89. ASMK beauftragten Länderarbeitsgruppe vorgelegten 

Bericht zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe und zur Schaffung eines 

Bundesleistungsgesetzes (s. Anlage), der auf dem Grundlagenpapier der Bund-Länder­

Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe vom 23. August 2012 

beruht, zur Kenntnis. 
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3. Die Schaffung eines Bundesleistungsgesetzes ist für die ASMK eine zentrale 

gesellschaftliche und sozialpolitische Aufgabe des Jahres 2014. 

4. Die ASMK fordert den Bund auf, auf Grundlage des vorgelegten Berichts der Länder und 

unter Beteiligung der Länder umgehend ein Bundesleistungsgesetz zu erarbeiten. Dabei 

sollen auch die Vorschläge zur Übernahme der Kosten der Eingliederungshilfe 

aufgegriffen werden. Diese müssen gegebenenfalls durch Kombination zu einer 

vollständigen Kostenübernahme der Eingliederungshilfe durch den Bund führen. Ein 

Bundesleistungsgesetz soll insbesondere den in den nachfolgenden Ziffern 

beschriebenen Eckpunkten entsprechen. 

5. Mit einem Bundesteilhabegeld für Menschen mit Behinderungen ohne Anrechnung von 

Einkommen und Vermögen soliden Betroffenen mehr eigenverantwortliche Teilhabe am 

gesellschaftlichen Leben ermöglicht werden und es sollen die Träger der 

Eingliederungshilfe damit teilweise entlastet werden. Hierzu könnte das 

Bundesteilhabegeld im Wesentlichen wie folgt ausgestaltet werden: 

• Das Bundesteilhabegeld wird zum Ausgleich eingeschränkter Möglichkeiten der 

Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft auf Grund einer wesentlichen Behinderung 

gewährt; 

• anspruchsberechtigt sind volljährige Leistungsberechtigte, die wesentlich behindert 

sind, Bedarf auf Eingliederungshilfe zur Deckung ihres Teilhabebedarfs haben und 

nicht mehr der allgemeinen Schulpflicht unterliegen; 

• die Höhe eines Betrages orientiert sich an der Höhe der Grundrente nach dem 

Bundesversorgungsgesetz (zurzeit 660 Euro); 

• das Bundesteilhabegeld ist zu dynamisieren; 

• eine Anrechnung auf andere Leistungen der Sozialhilfe wie z.B. die Hilfe zum 

Lebensunterhalt, die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie die 

Hilfe zur Pflege ist auszuschließen; 

• bei der Gewährung von Eingliederungshilfe ist ein Selbstbehalt vorzusehen. 

6. Die darüber hinaus notwendige Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe soll sich an 

den im Grundlagenpapier vom 23. August 2012 einvernehmlich von Bund und Ländern 

erarbeiteten Grundsätzen orientieren. Dazu gehören insbesondere folgende Elemente: 

• die Stärkung der Beteiligungsrechte von Menschen mit Behinderungen 

• die Charakterisierung von Leistungen der Eingliederungshilfe in ambulante, 

teilstationäre und stationäre Maßnahmen entfällt 

• die Einführung bundeseinheitlicher Kriterien für eine ganzheitliche Teilhabeplanung 
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• die individuelle Bedarfsermittlung für alle Lebenslagen nach bundeseinheitlichen 

Maßstäben 

• die Übertragung der Gesamtverantwortung für die Steuerung der 

Eingliederungshilfeleistung an die Träger der Eingliederungshilfe 

• eine Wirkungskontrolle zur Qualitätssicherung 

• die Ausgestaltung der Leistungen der Eingliederungshilfe als individuelle 

Fachleistungen bei einem weiterhin offenen Leistungskatalog; die Umgestaltung der 

vertraglichen Regelungen über die Vereinbarung zum Inhalt und zur Finanzierung der 

Leistungen der Eingliederungshilfe 

• die Trennung der existenzsichernde Leistungen zum Lebensunterhalt einschließlich 

Leistungen zum Wohnen von den Leistungen der Eingliederungshilfe 

• die Wahlmöglichkeit für Beschäftigte in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) 

ihre Bedarfe zur Teilhabe am Arbeitsleben auch bei anderen Leistungsanbietern 

decken zu können 

• ein Budget für Arbeit, das es voll erwerbsgeminderten Menschen ermöglicht, statt der 

Leistungen für die Beschäftigung in einer WfbM diese für eine 

sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu 

tariflichen oder ortsüblichen Entgelten einzusetzen, 

• die Einführung eines dauerhaften Lohnkostenzuschusses/ Minderleistungs­

ausgleiches für wesentlich behinderte, voll erwerbsgeminderte Menschen im 

Anschluss an die Leistungen der vorrangigen Sozialversicherungssysteme. 

7. Die ASMK erwartet, dass der Bund bei der Ausgestaltung des Bundesleistungsgesetzes 

prüft, ob und wie die Forderung des Bundesrates umgesetzt werden kann, "Menschen 

mit Behinderungen im Zusammenhang mit den erforderlichen Fachleistungen der 

Eingliederungshilfe so weit wie möglich vom Einsatz eigenen Einkommens und 

Vermögens freizustellen". 

8. Die ASMK geht davon aus, dass die Schnittstellen des Bundesleistungsgesetzes zu dem 

zu novellierenden SGB IX und dem Recht der Leistungsgewährung für Menschen mit 

Behinderungen nach anderen Vorschriften im Gesetzgebungsverfahren definiert und 

gelöst werden. 

9. Die ASMK erwartet, dass Menschen mit Behinderungen über ihre Interessens­

vertretungen im Gesetzgebungsverfahren beteiligt werden. 
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10. In einem weiteren Schritt ist die Umsetzung der "Großen Lösung SGB VIII" 

(Zusammenführung der Leistungen für Kinder und Jugendliche unter dem Dach des SGB 

VIII) zu prüfen. 

11. Das Bundesleistungsgesetz soll eine Evaluationsklausel enthalten, die dem Bund die 

Prüfung aufgibt, wie die Selbstbestimmungsrechte von Menschen mit wesentlichen 

Behinderungen durch das Bundesleistungsgesetz gestärkt und in welchem Maß die 

zukünftigen Träger der Eingliederungshilfe durch die Einführung des 

Bundesteilhabegeldes entlastet werden. 

12. Der Bund wird weiterhin gebeten zu prüfen, ob durch die Ausgliederung und Übertragung 

der Teilhabe am Arbeitsleben auf die Bundesagentur für Arbeit eine inklusive 

Arbeitsmarktpolitik befördert werden kann. 

13. Die ASMK fordert den Bund auf, die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 

auch in den Sozialversicherungen umzusetzen. 

Votum der ACK: 16: 0 : 0 

Votum der ASMK: 16: 0: 0 
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Anlage 3: Beschluss der 90. Arbeits- und 50zialministerkonferenz 2013: 

Weiterentwicklung des 5GB IX 



90. Arbeits- und Sozialministerkonferenz 2013 

Beschluss: 

am 27./28. November 2013 in Magdeburg 

TOP 5.4 

Weiterentwicklung des 5GB IX 

Antragsteller: Bremen, Hamburg, Mecklenburg­

Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, 

5chleswig-Holstein, Thüringen 

- Grüne Liste -

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der 

Länder fordern die Bundesregierung auf, das SGB IX unter Beteiligung der Länder - wie 

im Nationalen Aktionsplan angekündigt - mit dem Ziel zu evaluieren, die bestehenden 

Regelungen im SGB IX auf ihre Wirkungen hin zu überprüfen und Handlungsempfehlun­

gen für ihre Weiterentwicklung zu erarbeiten. 

2. Sie erwarten, dass der Bund zeitnah und gemeinsam mit den Ländern in Abstimmung mit 

den Überlegungen zu einem Bundesleistungsgesetz in einer Bund-Länder Arbeitsge­

meinschaft die grundsätzliche Novellierung des SGB IX voranbringt. 

3. Unabhängig von der noch ausstehenden Evaluation ist bereits jetzt festzustellen, dass 

insbesondere folgende Regelungen bzw. Instrumente im SGB IX überarbeitet bzw. er­

gänzt werden sollten: 

• Die Anforderungen, die sich dabei aus der UN-Behindertenrechtskonvention ergeben, 

sind umfassend zu berücksichtigen; dies gilt vorrangig für den Behinderungsbegriff. 

• Die Bedarfsermittlung erfolgt personenzentriert und es werden Empfehlungen für ein­

heitliche Maßstäbe erarbeitet. 

• Die Planung und Koordinierung der Bedarfsermittlung, -feststellung und Hilfeplanung 

sollte trägerübergreifend aus einer Hand erfolgen. 

• Die Beratungsangebote für Menschen mit Behinderung sind im Sinne der UN­

Behindertenrechtskonvention weiterzuentwickeln. In diesem Zusammenhang müssen 
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die Funktion, Wirksamkeit und die Kompetenzen der Gemeinsamen ServicesteIlen 

geprüft werden. 

• Die mit dem SGB IX geschaffenen Regelungen zur Komplexleistung Frühförderung 

sind nicht zielführend. Die Praxis zeigt, dass vielerorts bei den an der Frühförderung 

beteiligten Akteuren Rechtsunsicherheiten bestehen. Die Weiterentwicklung des SGB 

IX muss dazu beitragen, die Komplexleistung Frühförderung mit mehr einheitlichen 

und verbindlichen Regelungen praxistauglicher zu gestalten. 

• Das Persönliche Budget wird nach wie vor wenig nachgefragt und ist hinter den Er­

wartungen zurückgeblieben. Im Rahmen der Evaluation und Novellierung des SGB IX 

sind die praktischen Umsetzungsdefizite offenzulegen, aufzulösen und gesetzliche 

Lücken zu schließen, die einer Inanspruchnahme des Persönlichen Budgets als Leis­

tungsform entgegenstehen. 

Begründung: 

Die UN-Behindertenrechtskonvention stellt die rechtlich verbindliche Grundlage für alle politi­

schen und gesellschaftlichen Maßnahmen dar, um das Ziel der Inklusion von Menschen mit 

Behinderungen schrittweise zu erreichen. Eine moderne Behindertenpolitik hat sich im Sinne 

der UN-Behindertenrechtskonvention an den Maßstäben von gesellschaftlicher Teilhabe, 

Barrierefreiheit und an der konsequenten Stärkung von Selbstbestimmung und Selbstver­

wirklichung der Menschen zu orientieren. Mit dem In-Kraft-Treten des SGB IX im Jahr 2001 

ist in diesem Sinne bereits ein wichtiger und richtiger Schritt in diese Richtung vorwegge­

nommen worden. Durch das SGB IX sollte der Wandel von der Fürsorge hin zur selbstbe­

stimmten Teilhabe vollzogen und bestehende Hindernisse zur Schaffung von Chancen­

gleichheit beseitigt werden (siehe hierzu auch Empfehlungen des Deutschen Vereins zur 

Weiterentwicklung des SGB IX, vom 20.03.2013, S. 2 ff.). Mit dem SGB IX wurden erstmals 

Leistungen für Menschen mit Behinderung gebündelt, Regelungen zur Koordination und Ko­

operation der verschiedenen Träger der Rehabilitation verankert, ambulante Leistungsarten 

gestärkt und neue Leistungsformen, wie das Persönliche Budget oder die Frühförderung, 

eingeführt. Allerdings gibt es deutliche Hinweise dafür, dass die durch das SGB IX vorgege­

benen Ziele in der Praxis noch nicht hinreichend umgesetzt werden. 

Vor diesem Hintergrund bedarf es einer Überprüfung des SGB IX auf seine Wirksamkeit und 

der Weiterentwicklungsbedarfe. 

Votum ACK: 16: 0 : 0 

Votum ASMK: 16 : 0 : 0 

90. ASMK Protokoll Intern Band 2 - Seite 29 von 148 



Anlage 4: Statistisches Material zu Abschnitt IV.8.3 - Landesvorhaben STAR. 
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Anlage 5: Datenbericht zu Abschnitt IV.8.7 - Platzzahlentwicklung in Werkstät­

ten für Menschen mit Behinderungen. 



Stand 
31 12 1999 
31 12.2000 
31 12.2001 
31.122002 
31 122003 
31 122004 
31.12.2005 
31.122006 
31 122007 
31 122008 
31 122009 
31 122010 
31 12.2011 
31.122012 
31.12.2013 

Entwicklung der Werkstattplätze in NRW 

We rkstattp I ätze 
48.728 
50081 
51.345 
52453 
54.005 
55.619 
57.231 
58775 
60170 
60.915 
61 478 
62586 
63.422 
64058 
64698 

davon LVR 
22427 
23027 
23622 
24.354 
25539 
26333 
27007 
28.060 
28.965 
29190 
29.426 
30.122 
30.657 
30.957 
31 310 

davon LWL 
26301 
27054 
27723 
28.099 
28466 
29.286 
30224 
30715 
31.205 
31.725 
32052 
32464 
32.765 
33101 
33388 



Plätze in Werkstätten für behinderte Menschen Stand 31.12.2013 

Landschattsver-, vorhandene Plätze belegte Plätze im Bau davon Ersatz 
band Idavon Idavon davon befindliche 

psychisch psychisch Eingangsverfahrenl Plätze 
Berufsbildungs- davon 

Behinderte Behinderte bereich Arbeitsbereich 

Rheinland 31.310 6.542 35.578 7.770 4.194 31.384 650 235 

Westfalen-Lippe 33.388 6.305 41.001 9.063 4.471 36.530 912 120 
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